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Inhalt

Die intensive, hochspezialisierte Landwirtschaft führt 
zu weitreichenden Umweltproblemen, die durch die 
aktuell meist ordnungsrechtlichen Maßnahmen allei-
ne nicht lösbar sind. Dieses Papier identifiziert kriti-
sche Handlungsfelder und Möglichkeiten für die Or-
ganisation der Landwirtschaft nach ökonomischen 
Prinzipien. Es werden sowohl die Internalisierung 
umweltschädlicher Externalitäten (z. B. mit Abgaben, 
Steuern oder dem Abbau umweltschädlicher Subven-
tionen) als auch die Förderung positiver Externalitäten 
(z. B. mithilfe von Subventionen) betrachtet. Durch die 
Berücksichtigung von Externalitäten in der Preisbil-
dung können die Umweltschäden der Landwirtschaft 
verursachergerecht angelastet werden („Polluter 

pays“) und die Bereitstellung von Ökosystemleistun-
gen besser honoriert werden  („Provider gets“). Der 
Fokus des Papiers liegt hierbei auf Deutschland, ein 
besonderes Interesse gilt einer Stickstoffüberschuss-
abgabe, einer Pflanzenschutzmittelabgabe sowie dem 
Abbau umweltschädlicher Subventionen innerhalb 
der Gemeinsamen Europäischen Agrarpolitik. Die 
zentrale Rolle der Landwirtschaft für Hungerbekämp-
fung und Ernährungssicherheit sowie das sich daraus 
ergebende Spannungsfeld zwischen Ertragssteige-
rungsdruck und Nachhaltigkeitsanforderungen wer-
den ebenfalls bedacht. 
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1 Einleitung und 
Bestandsaufnahme 

1.1 Problemstellung und 
Zielsetzung 

Die intensive, hochspezialisierte Landwirtschaft führt 
zu weitreichenden Umweltproblemen. Hohe Stick-
stoffüberschüsse aufgrund der Überdüngung, Pesti-
zideinsatz, Schaffung von Monokulturen sowie die 
Methanemissionen aus der Tierhaltung haben bedeu-
tende Auswirkungen auf Biodiversität, Boden-, Luft- 
und Wasserqualität, Klima und letztendlich den Men-
schen.  

Der Einsatz marktwirtschaftlicher Instrumente der 
Agrarpolitik wird an verschiedenen Stellen immer 
wieder diskutiert. Derzeit liegt der Schwerpunkt in der 
Regel auf Subventionen. In einigen Fällen unterstüt-
zen sie die Landwirtschaft auf sinnvolle Weise, teilwei-
se schaffen sie aber ungewollte Fehlanreize mit nega-
tiven Folgen für die Umwelt. Hierbei spielen insbe-
sondere die Direktzahlungen und Fördermaßnahmen 
im Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) der 
Europäischen Union und einige Steuerprivilegien eine 
bedeutende Rolle. Sie bestimmen die marktwirt-
schaftlichen Rahmenbedingungen maßgeblich, sind 
aber stellenweise mit einer zukunftsfähigen, umwelt-
verträglichen Landwirtschaft nicht vereinbar.  

Marktwirtschaftliche Steuerungsmöglichkeiten der 
Agrarpolitik beschränken sich aber nicht nur auf den 
Abbau bzw. die Reformierung solcher umweltschädli-
chen Subventionen. Um die Landwirtschaft nach 
ökonomischen Prinzipien zu organisieren, müssen 
negative wie auch positive Externalitäten des Wirt-
schaftens stärker als bislang in der Preisbildung be-
rücksichtigt werden. Das heißt einerseits, dass die 
Umweltschäden der Landwirtschaft verursacherge-
recht angelastet werden müssen („Polluter pays“) und 
andererseits, dass die Bereitstellung von Ökosystem-
leistungen besser honoriert werden müssen („Provider 
gets“). 

Dieses Papier dient der Identifikation kritischer Hand-
lungsfelder und Möglichkeiten für den Einsatz markt-
wirtschaftlicher Instrumente. Im Fokus steht daher 
zunächst die problemorientierte Analyse der negati-
ven sowie positiven Umweltwirkungen der Landwirt-
schaft. Darauf aufbauend werden Ansatzpunkte für 
ökonomische Instrumente aufgezeigt, mit denen 
verschiedene Umweltwirkungen adressiert werden 
können. Insbesondere die Korrektur von verzerrten 
Preisanreizen und das Beheben von Marktversagen 
werden betrachtet. So werden sowohl die Internalisie-
rung umweltschädlicher Externalitäten (z. B. mit Ab-
gaben, Steuern oder dem Abbau umweltschädlicher 
Subventionen) als auch die Förderung positiver Ex-
ternalitäten (z. B. mithilfe von Subventionen) berück-
sichtigt.  

Zur Einordnung des Themas wird zunächst ein Über-
blick über die Bedeutung der Landwirtschaft in 
Deutschland gegeben.  

1.2 Die deutsche Landwirtschaft in 
Zahlen 

1.2.1 Volkswirtschaftliche Bedeutung 

Die volkswirtschaftliche Bedeutung der Landwirt-
schaft zeigt sich vor allem bei Mitbetrachtung der vor- 
und nachgelagerten Wirtschaftsbereiche, wie zum 
Beispiel der Nahrungsmittelindustrie. Obwohl 
Deutschland einer der größten Agrarexporteure der 
Welt ist, werden mehr Agrarprodukte im- als expor-
tiert. Rund drei Viertel der Exportgüter und zwei Drit-
tel der Importgüter in der Landwirtschafts- und Er-
nährungsindustrie werden mit EU-28-Ländern ge-
handelt Größter Handelspartner sind die Niederlande 
(BMEL 2017a) 

In der hiesigen Landwirtschaft setzt sich der Trend der 
letzten Jahrzehnte hin zu weniger, aber größeren 
Betrieben weiter fort. Aufgrund der Dominanz der 
großen landwirtschaftlichen Produktgenossenschaf-
ten zu DDR-Zeiten gibt es in den neuen Bundeslän-
dern bereits schon länger deutlich weniger, dafür 
größere Betriebe. 
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Tabelle 1: Fact Sheet Volkswirtschaftliche Bedeutung 
 

Wirtschaft und Wertschöpfung 
 

In Mrd. Euro 
In % der 

ges. dt. 
Wirtschaft 

Jahr 

Bruttowertschöpfung des gesamten Agribusiness, davon 177,0 6,3 2016 

 Vorgelagerte Wirtschaftsbereiche 22,5 0,8  

 Landwirtschaft (einschl. Fischerei) 14,9 0,5  

 Nachgelagerte Wirtschaftsbereiche 139,6 4,9  

Beschäftigung Anzahl   

Landwirtschaftliche Betriebe 275.400  2016 

Davon Öko-Betriebe 19.900   

Erwerbstätige in Land- und Forstwirtschaft und Fischerei+ 617.000 1,4 2017 

Erwerbstätige in Agrar- und Ernährungswirtschaft 5.200.000 12,0 2015 

Produktivität In Euro   

Durchschnittliche Bruttowertschöpfung je Erwerbstätigen (Inland)   2017 

 Land- und Forstwirtschaft und Fischerei 33.763*   

 Deutsche Wirtschaft gesamt 73.680*   

Handelsbilanz In Mio. Euro   

 Einfuhr Ausfuhr   2017 

 Agrar- und Ernährungsgüter 77.100* 67.900*   

Erzeugnisse der Landwirtschaft und Jagd 31.250* 9.733*   

Forstwirtschaftliche Erzeugnisse 761* 431*   

Fischerei und Fischereierzeugnisse 774* 284*   

Nahrungs- und Futtermittel 46.551* 54.171*   

Deutsche Wirtschaft  1.034.000 1. 279.000  2017 

  
Quellen: BLL 2017; BMEL 2017a; Deutscher Bauernverband 2017a; Statistisches Bundesamt 2017a; Statistisches Bundesamt 2017b; Statistisches 

Bundesamt 2018a; Statistisches Bundesamt 2018b; Statistisches Bundesamt 2018c *vorläufig  +Personen, die ihre überwiegende Er-
werbstätigkeit in der Land-, Forstwirtschaft und Fischerei ausüben (sonst 940 000 (2016))

 

 

 

1.2.2 Tiere und tierische Erzeugnisse 

In Deutschland gibt es vor allem Rinder-, Schweine- 
und Geflügelhaltung. Auch in der Tierhaltung nimmt 
die Zahl der Betriebe ab und ihre Größe zu (Statisti-
sches Bundesamt 2016a).  

Während Schweine- und Geflügelfleischerzeugung in 
den letzten Jahren in Deutschland gewachsen sind, ist 
die Erzeugung von Rindfleisch leicht rückläufig (Deut-
scher Bauernverband 2015). 

 

 

Nach Einschätzung der Agrarmarkt Informations-
Gesellschaft (AMI) dürfte die Bruttoeigenerzeugung 
von Schweinefleisch in Deutschland im Jahr 2018 um 
0,1% wachsen, nachdem sie in 2017 um  1,2 Prozent 
niedriger ausgefallen sein dürfte. 2017 blieb die deut-
sche Geflügelfleischerzeugung mit 1.775 Millionen 
Tonnen gegenüber dem Vorjahr unverändert (Deut-
scher Bauernverband 2017b)
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Tabelle 2: Fact Sheet Tiere und tierische Erzeugnisse 
 

Quellen: BMEL 2017b; FAO 2017; MIV 2017; Statistisches Bundesamt 2017a; Statistisches Bundesamt 2017c; Statistisches Bundesamt 2018d; 
Statistisches Bundesamt 2018e; Statistisches Bundesamt 2018e; Statistisches Bundesamt 2018f; Statistisches Bundesamt 2018g; Statisti-
sches Bundesamt 2018h; Statistisches Bundesamt 2018i.  

 
 
1  Ein Milchäquivalent entspricht dem durchschnittlichen Fett- und Proteingehalt eines Kilogramms Rohmilch (73 g). Es dient als Massstab 

zur Berechnung der in einem Milchprodukt verarbeiteten Milchmenge (Bundesamt für Landwirtschaft 2016) 

Betriebe  Anzahl Jahr 

Landwirtschaftliche Betriebe insgesamt  267.800 2017 

 Mit Rinderhaltung  143.601 2017 (November) 

 Mit Schweinehaltung  23.500  

 Mit Geflügelhaltung  55.531 2016 (März) 

 Mit Schafshaltung  9.900 2017 (November) 

Viehbestand    

Rinder  12.281.195 2017(November) 

 Davon Milchkühe  4.199.010  

Schweine  27.577.600  

Geflügel  173.573.929 2016 (März) 

 Davon Legehennen  51.935.542 2016 (März) 

Schafe  1.579.800 2017 (November) 

Gewerbliche Schlachtungen  In Tonnen (t)  

Rinder  1.120.900 2017 

Schweine  5.453.800  

Geflügel  1.514.200  

Schafe  20.600  

Milchwirtschaft  In t  

Rohmilchproduktion  32.672.340 2016 

 Davon für den Export (Milchäquivalente1)  16.600.000  

Milchimporte (Milchäquivalente)  12.300.000  

Eierproduktion   

Hühnereier 12.086.892.000  2017 

Anteil der Legehennen in Bodenhaltung 65 %  

Fischerei Anzahl  

Aquakulturbetriebe 2. 935 2016 

Fahrzeuge der Fischereiflotte 1413  

Produktion der Binnen- und Seefischerei in t 312.906 2016 

Bruttowertschöpfung in Mio. Euro  201 
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1.2.3 Flächennutzung und landwirtschaftliche 
Erzeugnisse 

Knapp die Hälfte der Fläche Deutschlands wird land-
wirtschaftlich genutzt. Davon entfallen mehr als 60 % 
auf Hauptfutterfläche, knapp die Hälfte davon ist 
Dauergünland, d.h. Wiesen, die zwecks Futtergewin-
nung gemäht werden, und Weideflächen.  Die andere 
Hälfte entfällt auf den Ackerfutterbau, vor allem auf 
Getreide- und Silo-/Grünmaisanbau (BMEL 2016a). 
Während die Zahl der Betriebe insgesamt in den letz-
ten Jahren gefallen ist, sind sowohl die Anzahl als auch 
die Fläche der Öko-Betriebe gestiegen (Statistisches 

Bundesamt 2017b). Familienbetriebe sind mit einem 
Anteil von ca. 90 % nach wie vor die vorherrschende 
Betriebsform (Bundesregierung 2015a). Etwa ein 
Drittel der Betriebe setzt auf Einkommensalternativen 
wie z. B. die Erzeugung erneuerbarer Energien (Statis-
tisches Bundesamt 2013). Für die Flächennutzung ist 
auch die Forstwirtschaft von Bedeutung. Im Rahmen 
dieses Projekts soll der Fokus allerdings auf der Land-
wirtschaft liegen, daher wird die Forstwirtschaft hier 
nur kurz aufgeführt. 

 

 

Tabelle 3: Fact Sheet Flächennutzung und landwirtschaftliche Erzeugnisse 
 

Fläche  In tausend ha Anzahl Betriebe Jahr 

Gesamtfläche Deutschland  35.721   

Selbstbewirtschaftete Gesamtfläche  18.097 269.800 2017 

Landwirtschaftlich genutzte Fläche  16.687 267.360  

 Ackerland  11.772 202.660  

 Dauergrünland  4.715 233.850  

 Dauerkulturen   199 29.480  

Ökolandbau  1.162 19901 2016 

Größe der Betriebe     

Landwirtschaftlich genutzte Fläche der Betriebe   2017 

 Insgesamt 16.687 267.800  

 Bis 20 ha 1.191 120.960  

 20 bis 50 ha 2.170 64.870  

 50 bis 100 ha 3.324 46.820  

 100 bis 200 ha 3.331 24.570  

 200 bis 500 ha 2.544 8.760  

 500 bis 1000 ha 1.599 2.270  

 1000 ha und mehr 2.529 1.540  

Inlandsabsatz von Düngemitteln  In 1000 t Nährstoff  

Stickstoff (N)  1.659 2016/2017 

Phosphat (P2O5)    231  

Kali (K2O)    430  

Kalk (CaO)  2.673  

Forstwirtschaft  In tausend ha  

Waldfläche Gesamt  11.419 2012 

 Davon Privatwald  5.486  

Bruttowertschöpfung in Mio. Euro  2.501* 2015 
 

Quellen: BMEL 2012; BMEL 2018a; Statistisches Bundesamt 2017d; Statistisches Bundesamt 2018i; Statistisches Bundesamt 2018j; Statistisches 
Bundesamt 2018b * vorläufig 
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53,4%

23,3%

11,7%

5,6%

2,7%

1,7% 1,2%
0,4%

Getreide zur Körnergewinnung
(z.B.Weizen)

Pflanzen zur Grünernte (z.B.
Silomais/Grünmais)

Handelsgewächse (u.a.Ölfrüchte
z.B. Winterraps)

Hackfrüchte (z.B. Zuckerrüben)

Stilllegungsflächen /Brache

Hülsenfrüchte zur
Körnergewinnung (z.B. Erbsen)

Gemüse, Erdbeeren u.a.
Gartengewächse

Sonstiges Ackerland

Abbildung 1: Nutzungsstruktur des Ackerlandes 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Quellen: Eigene Darstellung nach BMEL 2018a; Statistisches Bundesamt 2018j 
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2 Umweltwirkung der 
Landwirtschaft 

2.1 Analyse der Umweltprobleme  

Die verschiedenen Praktiken der Landwirtschaft in 
Deutschland wirken sich auf unterschiedliche Weise 

auf die einzelnen Umweltbereiche und das Klima aus. 
Fehler! Verweisquelle konnte nicht gefunden wer-
den. bietet eine Übersicht über die vielschichtigen 
negativen Folgen unterschiedlicher landwirtschaftli-
cher Praktiken für die verschiedenen Umweltbereiche. 
Im Folgenden werden die größten Problemfelder der 
Landwirtschaft beschrieben.

 

Tabelle 4: Übersicht landwirtschaftlicher Praktiken und deren Umweltwirkung 
 
 Viehhaltung Düngung (organisch und 

mineralisch) 
Einsatz von Pflanzen-
schutzmitteln 

Flächennutzung und 
Bodenbearbeitung 

Klima Methanemissionen von 
Wiederkäuern 

Direkte und indirekte 
Lachgasemissionen; 
energieintensive Herstel-
lung von Mineraldünger 

 CO2-Freisetzung bei 
Landnutzungsänderun-
gen 

Luft Ammoniak-, Geruch-, und 
Staubemissionen 

Ammoniakemissionen bei 
Lagerung und Ausbrin-
gung 

  

Gewässer Arzneimitteleintrag ins 
Grundwasser und Ober-
flächengewässer 

Eutrophierung von Ge-
wässern; Nitratbelastung 
des Grundwassers; Ein-
trag von Schwermetallen 

Belastung von Gewässern 
und Saumbiotopen 

Begünstigung der Eutro-
phierung von Gewässern 

Boden Arzneimitteleintrag in 
Böden 

Abnahme der Boden-
fruchtbarkeit; Eintrag von 
Schwermetallen 

Abnahme der Boden-
fruchtbarkeit 

Anfälligkeit für Bodenab-
trag und –erosion; Boden-
verdichtung 

Biodiversität Beeinträchtigung der 
Artenvielfalt in umliegen-
den Ökosystemen durch 
Ammoniak 

Neg. Auswirkungen auf 
(Wald-)Ökosysteme 

Verarmung der Pflanzen-
welt; Bedrohung versch. 
Tierarten 

Bedrohung vieler natürli-
cher Lebensräume durch 
Moornutzung und Grün-
landumbruch 

Mensch Arzneimittelbelastung 
von Lebensmitteln; Kei-
me; s. auch Gewässer und 
Luft 

Mögl. Ertragseinbußen 
bei Kulturpflanzen und 
Forstwirtschaft; Gesund-
heitsschäden 

Belastung von Nah-
rungsmitteln und Grund-
wasser 

Ertragseinbußen 

Quellen: Eigene Darstellung nach UBA 2012, 2014a, 2014b, 2014c, 2015a, 2015b, 2016a, 2016b
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2.1.1 Stickstoffüberschüsse 

Stickstoff (N) ist ein für Pflanzen, Tiere und Menschen 
unverzichtbarer Nährstoff, ohne den jegliches Leben 
auf der Erde unmöglich wäre. Die Düngung von Nutz-
flächen wie Äckern ist nötig, da Pflanzen dem Boden 
diesen Nährstoff entziehen. Zur Erhaltung der Boden-
fruchtbarkeit  muss daher Stickstoff zurückgegeben 
werden. Dies kann zum einen über Mineraldünger 
erfolgen (anorganische Dünger, meist in Form von 
Salzen, die bergmännisch abgebaut werden oder 
chemisch hergestellt werden), der „gezielt und in 
Anpassung an den jeweiligen Bedarf des Pflanzenbe-
standes eingesetzt werden“ kann und bei dem Bilanz-
überschüsse dementsprechend niedrig sind (Sachver-
ständigenrat für Umweltfragen 2004). Die Herstel-
lung ist allerdings energieintensiv.  

Zudem ist der Einsatz von Wirtschaftsdünger möglich. 
Dabei handelt es sich um Nebenerzeugnisse und 
Sekundärstoffe aus der landwirtschaftlichen Produk-
tion, die besonders in Regionen mit viel Intensivtier-
haltung auf den Feldern eher „entsorgt“ als gezielt zur 
Düngung verwendet  werden (z.B. Gülle, Jauche und 
Mist). Durch Tierhaltung sowie die Lagerung und 
übermäßige Ausbringung von tierischem und minera-
lischem Dünger gelangen häufig große Mengen an 
Stickstoff in die Umwelt. Dies kann zum Beispiel durch 
Nitratbildung zu einer schnelleren Bodenversäuerung 
führen und Bodenfruchtbarkeit, Ertragsmenge und 
Ertragsqualität gefährden. Nach der Ausbringung 
entsteht zudem beim Mineralisationsprozess das 
klimaschädliche Lachgas. Versickerungsbedingter 
Stickstoffeintrag ins Grundwasser kann die Trinkwas-
serqualität erheblich beeinträchtigen. Auch Oberflä-
chengewässer wie Flüsse, Seen und Meere leiden 
unter der Stickstoffbelastung, da die entstehende 
Nährstoffüberversorgung oft zu ihrer Eutrophierung 
führt. Das in Viehhaltungsanlagen entstehende Am-
moniak ist zusätzlich ein Vorläuferstoff für gesund-
heitsschädlichen Feinstaub und beeinflusst die Bio-
diversität örtlicher Ökosysteme. Die gesamten exter-
nen Kosten des landwirtschaftlichen Stickstoffeinsat-
zes sind monetär schwer zu bestimmen. Schätzungen 
für EU-weite Schäden belaufen sich auf jährlich 
35 bis 230 Mrd. Euro, demgegenüber steht ein öko-
nomischer Nutzen von 20 bis 80 Mrd. Euro (Van 
Grinsven u. a. 2013). 

 In Deutschland wurden 2015 204,1 Mio. m³ flüssiger 
Wirtschaftsdünger sowie 19,7 Mio. t Festmist ausge-
bracht (Statistisches Bundesamt 2017e). Das Ziel der 
Bundesregierung zur Minderung des jährlichen land-
wirtschaftlichen Stickstoffüberschusses auf 80 kg pro 
Hektar bis 2010 wird bis heute verfehlt. Auch ist in den 
letzten Jahren kein signifikanter Minderungstrend 
mehr erkennbar (Statistisches Bundesamt 2016b). Im 
Entwurf der nationalen Nachhaltigkeitsstrategie 2016 
ist kein neuer Zielwert vorgeben, stattdessen wird auf 

bestehende und geplante Maßnahmen verwiesen. Die 
EU macht im Rahmen der Nitrat-Richtlinie 
91/676/EWG, der Wasserrahmenrichtlinie 
2000/60/EG und der Grundwasserrichtlinie 
2006/118/EG weitere Vorgaben zur zulässigen Nitrat-
belastung in Grundwasser und Oberflächengewäs-
sern. Da Deutschland diese nach wie vor nicht einhält 
und keine ausreichenden Zusatzmaßnahmen einlei-
tet, hat die EU-Kommission Deutschland vor dem EU-
Gerichtshof wegen Gewässerverunreinigung durch 
Nitrat verklagt (Europäische Kommission 2016a). 
Aufgrund der anhaltenden Problematik setzt sich das 
Bundesumweltministerium (BMUB) auf Anraten des 
Sachverständigenrates für Umweltfragen für eine 
nationale Stickstoffminderungsstrategie ein (BMUB 
2016). 

2.1.2 Treibhausgasemissionen 

Die Landwirtschaft war im Jahr 2016 für 7,3 % der ge-
samten deutschen Treibhausgasemissionen2 verant-
wortlich. Neben den CO2-Emissionen spielen im 
Landwirtschaftssektor insbesondere Methan (CH4)- 
und Lachgas(N2O)-Emissionen eine große Rolle: 2016 
stammten in Deutschland etwa 58 % aller Methan- 
und 79 % der Lachgasemissionen aus der Landwirt-
schaft (UBA 2018a). In der Rinderhaltung entstehen 
während der Verdauung erhebliche Mengen Methan, 
die für etwa 42 % der gesamten Emissionen verant-
wortlich sind(European Environmental Agency 2018). 
Eine ähnliche Menge an CO2-Äquivalenten wird bei 
der landwirtschaftlichen Bodennutzung freigesetzt. 
Zum einen wird bei der Ausbringung von Harnstoff- 
und Kalkdünger und im Zuge von Landnutzungsände-
rungen (Grünland- und Niedermoorumbruch) in er-
heblichem Maße CO2 emittiert. Zum anderen entsteht 
Lachgas bei der Düngung mit mineralischen und tieri-
schen Düngern, dem Bewirtschaften organischen 
Bodens und durch Ernterückstände. Auch die Lage-
rung und Gärung des tierischen Wirtschaftsdüngers 
trägt wesentlich zu den Lachgasemissionen bei. Die 
kurzfristigen externen Kosten der jährlichen Treib-
hausgasemissionen der Landwirtschaft von ca. 
65  Mio. t CO2-Äquivalente  (UBA 2018a) betragen bei 
einem Satz von 80 Euro/t (Preisniveau 2010) (UBA 
2014d) inflationsbereinigt rund 5,22 Mrd. Euro. 
Um das selbsterklärte Ziel der Emissionsminderung 
von 40 % gegenüber 1990 bis 2020 zu erreichen, sind 
auch im Landwirtschaftsbereich noch massive An-
strengungen nötig. Bis 2014 sanken die Emissionen 
um 15 % (UBA 2016c), allerdings lässt sich ein wesent-
licher Teil davon auf den Rückgang der Tierhaltung in 
den neuen Bundesländern kurz nach der Wende 
zurückführen. In ihrem agrarpolitischen Bericht für 

 
 
2 Gesamtemissionen  mit LULUCF 
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2015 führt die Bundesregierung deshalb als wichtigste 
Stellschrauben zur Erreichung der Klimaziele verbes-
sertes Stickstoffmanagement, reduzierte Methanbil-
dung in der Rinderhaltung und den Grünlanderhalt an 
(Bundesregierung 2015a). 

2.1.3 Emission von Luftschadstoffen 

Die Ammoniak(NH3)-Emissionen aus der Landwirt-
schaft betrugen 2016 ca. 629.236  t, das entspricht 
etwa 95 % der gesamten deutschen Ammoniakemis-
sionen (UBA 2018b). Etwa die Hälfte der Emissionen 
entsteht in der Rinderhaltung und der damit verbun-
denen Lagerung und Ausbringung von Wirtschafts-
dünger. Weitere Emissionsquellen sind Schweine- 
und Geflügelhaltung sowie Mineraldüngerausbrin-
gung. Die Freisetzung von Ammoniak sowie das bei 
Umwandlungsprozessen entstehende Ammonium 
können zu Versauerung und Eutrophierung in aquati-
schen und terrestrischen Ökosystemen führen. Das 
beeinträchtigt die örtliche Biodiversität und ruft in 
manchen Fällen sogar direkte Schäden an der umlie-
genden Vegetation hervor. Darüber hinaus tragen 
beide Substanzen als Vorläuferstoffe zur sekundären 
Feinstaubbildung bei (UBA 2014e). Die externen Kos-
ten der Ammoniakemissionen aus der Landwirtschaft 
lassen sich bei einem Kostensatz von 26.800 Euro/t 
(Preisniveau 2010) für das Jahr 2016 inflationsberei-
nigt auf ca. 16,9Mrd. Euro beziffern, davon entfallen 
rund 5,5Mrd. Euro auf den Verlust von Biodiversität 
(UBA 2014d; UBA 2018b, eigene Berechnung). In der 
Viehhaltung entstehen darüber hinaus auch Geruch- 
und möglicherweise mit Keimen belastete Staubemis-

sionen, denen aber zunehmend mit Abluftreinigungs-
anlagen beigekommen wird (UBA 2014e) 

Gemäß dem UNECE Multikomponentenprotokoll von 
1999 dürfen die Ammoniakemissionen in Deutschland 
den Grenzwert von 550.000 t pro Jahr (2016: 629.236 
t, (UBA 2018b)) nicht überschreiten. Außerdem soll 
auf Basis der Neuauflage des UNECE Protokolls die 
Emissionsmenge bis 2020 um 5 % gegenüber 2005 
gesenkt werden. Zusätzlich sieht die auf EU-Ebene 
gültige NEC-Richtlinie 2016/2284 in 2030 eine Min-
derung von 29% gegenüber 2005 vor (UBA 2017). 
Diese Ziele werden aber regelmäßig verfehlt.Während 
die Ammoniakemissionen zwischen 1990 und 2004 
um 19 % sanken, so stiegen sie von 2004 bis 2016 
wieder um 9% an. Zwischen 1990 und 2016 wurde der 
Grenzwert von 550.000 t pro Jahr immer überschrit-
ten (UBA 2018b)Es ist auch anzunehmen, dass für 
eine effektive Reduzierung der Umweltbelastung der 
Ammoniakeintrag noch deutlich stärker als unter den 
bisher ausgegebenen Grenzwert gesenkt werden 
muss. 

2.1.4 Eintrag von Pflanzenschutzmitteln 

Pflanzenschutzmittel sind ein fester Bestandteil der 
modernen Landwirtschaft. Im Jahr 2015 wurden in 
Deutschland über 100.000 Tonnen PSM mit rund 
35.000 Tonnen Wirkstoffen verkauft. Pro Hektar 
landwirtschaftlicher Fläche wurden in Deutschland 
rund neun Kilogramm PSM bzw. 2,5 Kilogramm Wirk-
stoffe eingesetzt (UBA 2015c). Herbizide, gefolgt von 
Fungiziden und Insektiziden, machen dabei den größ-
ten Anteil aus (vgl.Abbildung 1).  

 

Quelle: Eigene Darstellung nach UBA (2017)  

 

 

 

 

 

 

Abbildung 2: Inlandsabsatz an Wirkstoffen in t/a in Deutschland (ohne inerte Gase zum Vorratsschutz) 
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Ziel ist es, Pflanzen vor Schadorganismen (Tiere, Pilze, 
Bakterien oder Viren) zu schützen sowie Ackerbe-
gleitkräuter zu minimieren und dadurch Erträge zu 
maximieren. Gleichzeitig wirken die eingesetzten 
Herbizide, Fungizide, Wachstumsregler und Insektizi-
de nicht nur auf Schadorganismen toxisch, sondern 
stellen auch eine Gefährdung für die Umwelt dar, 
insbesondere bei übermäßiger Nutzung. Durch ihre 
breite Wirkung bedrohen sie die Pflanzenwelt und in 
der Folge auch andere Teile der Nahrungskette, wie 
z. B. Vögel und Säuger. Auch der Rückgang von blü-
tenbestäubenden Insekten steht im Verdacht, mit 
dem Pflanzenschutzmitteleinsatz in Verbindung zu 
stehen. Außerdem können sie über Eintrag in Böden 
und Gewässer die Gesundheit des Menschen gefähr-
den.  Ebenso folgt dem Eintrag von Pestiziden eine 
Abnahme der Bodenfruchtbarkeit durch die Schädi-
gung wichtiger Bodenorganismen. Dies führt zu Ein-
bußen in der Landwirtschaft. 

Externe Kosten durch negative ökologische und ge-
sundheitliche Externalitäten entstehen demnach 
sowohl durch Gewässerbelastungen und mögliche 
Gesundheitsschäden als auch Biodiversitätsverluste. 
Ihre genaue kann laut Möckel u. a. (2015)kaum voll-
ständig ermittelt werden. Direkte Kosten entstehen 
jedoch für die Anwender_innen und Verbrau-
cher_innen durch aufwändigere Trinkwasseraufberei-
tung, Lebensmittelüberwachung, Maßnahmen zum 
Schutz vor Pflanzenschutzmitteln sowie bei der For-
schung zum Pflanzenschutz und zu Alternativen zu 
synthetischen Pestiziden 

Verschiedene umweltpolitische Ziele auf Bundes- und 
EU-Ebene in den Bereichen Pflanzen-, Anwender-, 
Verbraucher- und Naturschutz beziehen sich auf den 
Einsatz von Pflanzenschutzmitteln. So wird beispiels-
weise innerhalb der europäischen Pflanzenschutzmit-
telverordnung und des deutschen Pflanzenschutzge-
setzes sichergestellt, dass sich nur Pflanzenschutzmit-
tel  auf dem Markt befinden, welche auf ihre Umwelt-
wirkungen überprüft wurden (UBA 2017b). Weitere 
Pflanzenschutzmittel betreffende Zielewerden im 
Nationalen Aktionsplan zur nachhaltigen Anwendung 
von Pflanzenschutzmitteln (BMEL 2013a) berücksich-
tigt. Zum Beispiel sollen die Risiken der Anwendung 
für den Naturhaushalt (Gewässer und Landökosyste-
me) bis 2023 um 30 % reduziert werden (gegenüber 
dem Mittelwert von 1996 — 2005). Auch sollen die 
Rückstandshöchstgehaltsüberschreitungen in allen 
Produktgruppen bei einheimischen und importierten 
Lebensmitteln bis 2021 auf unter 1 % gesenkt werden. 
Zudem sollen die gesundheitlichen Auswirkungen 
chemischer Pflanzenschutzmittel auf bei der Anwen-
dung beteiligte und unbeteiligte Menschen reduziert 
werden. Eine genaue Abschätzung des Fortschritts 
zur Erreichung der verschiedenen Ziele ist in diesem 
Rahmen nicht darstellbar. 

2.1.5 Landnutzung und Beanspruchung der Böden 

Die rückläufige Weidehaltung und die verstärkte 
Nachfrage nach Flächen zum Futter- und Energie-
pflanzenanbau (insb. Mais und Raps) wirken sich 
ebenso wie der Siedlungs- und Verkehrsbau auf die 
Landnutzung in der deutschen Landwirtschaft und die 
damit verknüpften Umweltbereiche aus. Infolge der 
intensiven Flächennutzung und -konkurrenz haben 
die Dauergrünlandfläche insgesamt und ihr Anteil an 
der landwirtschaftlich genutzten Fläche ebenso ab-
genommen wie ihre naturschutzfachliche Qualität 
(UBA 2015d). Die Umwandlung von Grünland in 
Ackerfläche, der sogenannte Grünlandumbruch, 
bedroht dabei nicht nur die dort angesiedelte Arten-
vielfalt. Aufgrund des hohen Humusgehalts und ihrer 
Wasserspeicherkapazitäten leisten Grünlandflächen 
auch wichtige Beiträge zum Erosionsschutz und zur 
Versickerung von Wasser bei Starkregen. Gleichzeitig 
schützen sie Gewässer vor Nähr- und Schadstoffein-
trägen, zum Beispiel aus der Landwirtschaft. Der Hu-
mus fungiert zudem als Kohlenstoffsenke und trägt 
damit zum Klimaschutz bei. Diese positiven Umwelt-
effekte gehen bei einem Grünlandumbruch zu Guns-
ten des intensiven Anbaus landwirtschaftlicher Kul-
turpflanzen weitgehend verloren, stattdessen werden 
u.a. CO2-Emissionen freigesetzt. Laut Becker u. a. 
(2014) beträgt der Nettowert des Grünlands im Ver-
gleich zum Grünlandumbruch unter Berücksichtigung 
der niedrigeren Produktivität und der gesellschaftli-
chen und ökologischen Leistungen ca. 1.300 bis 2.200 
Euro pro Hektar pro Jahr.  

Unter anderem um dem Rückgang der Grünlandflä-
che entgegenzuwirken, hat die EU ihre Direktzahlun-
gen an landwirtschaftliche Betriebe an bestimmte 
Auflagen gebunden (Cross-Compliance). Regelungen 
zur Erhaltung von Dauergrünland sind bis einschließ-
lich 2016 in diesem Rahmen geregelt. Seit 2015 wer-
den im Rahmen des Greenings der GAP ebenfalls 
Auflagen zur Erhaltung der Grünlandfläche für Be-
triebe und Bundesländer gemacht. Auch einige Län-
der haben eigene Verordnungen verabschiedet. Laut 
dem Statistischen Bundesamt (2016c) blieb der Anteil 
der Dauergrünlandfläche an der gesamten landwirt-
schaftlich genutzten Fläche konstant bei 28 %.  

Auch die Bodenbearbeitung selbst kann die Umwelt 
beeinträchtigen. Durch das Umpflügen von Ackerbö-
den und die häufige Befahrung mit schweren Maschi-
nen können die Böden verdichten und damit anfälli-
ger für Erosion und Nährstoffaustrag werden. Die 
verminderte Bodenfruchtbarkeit kann zudem zu Er-
tragseinbußen führen. In Deutschland sind  rund 15 % 
der Ackerfläche stark erosionsgefährdet, die Boden-
fruchtbarkeit ist bei weiteren 35 % bedroht. Dem 
Problem kann mit veränderten Bestelltechniken, wie 
zum Beispiel nichtwendende Bodenbearbeitungsge-
räte, beigekommen werden. Allerdings ist deren Ein-
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satz häufig auch mit einem erhöhten Pflanzenschutz-
mitteleinsatz verbunden (UBA 2015b). Auf gesetzge-
berischer Ebene wird das Problem im Bundes-
Bodenschutzgesetz (BBodSchG), im Rahmen der 
Cross-Compliance-Auflagen und in der zweiten Säule 
der GAP adressiert. 

2.1.6 Biodiversitätsverluste 

Intensive Formen der Landbewirtung sind laut Arten-
schutz-Report des Bundesamts für Naturschutz die 
größte Ursache für den Rückgang der Artenvielfalt in 
Deutschland (BfN 2015). So verschwinden mit dem 
Grünlandumbruch und dem Entfernen von natürli-
chen aquatischen (z. B. Weihern) und terrestrischen (z. 
B. Hecken und Blühstreifen, Flurgehölze und Acker-
randstreifen) Ökosystemen zu Gunsten von Ackerflä-
che auch die Lebensräume vieler wildlebender Tier- 
und Pflanzenarten. Dazu schadet der Eintrag von 
Pflanzenschutz- und Düngemitteln diesen Ökosys-
temen und verdrängt die dortige Vegetation. Neben 
der Biodiversität in der Umgebung leiden auch die 
Ackerböden selbst. Durch intensive Bewirtschaftung 
reduzieren sich die Artenzahlen und Vorkommen von 
Bodenorganismen, welche von zentraler Bedeutung 
für die Fruchtbarkeit und Ertragsfähigkeit der Böden 
sind. Auch die Bestäubung und natürliche Kontrolle 
von Schaderregern zählen zu ihren Funktionen.  

Um dem Verlust der biologischen Vielfalt entgegen-
zuwirken, hat die Bundesregierung 2007 die Nationa-
le Strategie zur biologischen Vielfalt (NBS) beschlos-
sen (BMU 2007). Insgesamt haben die Ergebnisse des 
Indikatorenberichts 2014 zur Nationalen Strategie 
gezeigt, dass die bisherigen Maßnahmen zum Schutz 
und der Erhaltung der Biodiversität nicht ausreichen, 
um die Ziele der NBS zu erreichen. Bei  11 von 13 Indi-
katoren liegen die Werte noch weit bzw. sehr weit von 
den Zielbereichen entfernt (BMU 2015a). Beim zent-
ralen Indikator „Artenvielfalt und Landschaftsquali-
tät“ der im Jahr 2011 nur noch bei 63% des darin ent-
haltenen Zielwertes lag (BMU 2015b), besteht eines 
der größten Defizite. Daher wurde 2015 vom Bundes-
umweltministerin die  "Naturschutz-Offensive 2020" 
ins Leben gerufen um die in der NBS festgehaltenen 
Ziele doch noch zu erreichen (BMU 2015a). 

2.1.7 Arzneimitteleintrag 

Der erhebliche Einsatz von Arzneimitteln in der Tier-
haltung führt auch zu deren Eintrag in die Umwelt, z. B. 
als Teil des Wirtschaftsdüngers. Dies kann Lebensmit-
tel ebenso wie Böden und Gewässer, sowie potentiell 
Trinkwasser, belasten. Das Ausmaß und die Auswir-
kungen des Arzneimitteleintrags sind noch nicht ge-
klärt. Darüber hinaus wird der übermäßige Einsatz von 
Tierarzneimitteln mit der Bildung resistenter und mul-
tiresistenter Bakterienstämme in Verbindung ge-

bracht. Um der gesundheitsgefährdenden Bildung 
dieser Bakterienstämme entgegenzuwirken, hat die 
Bundesregierung in 2015 die DART 2020-Strategie 
zum Bekämpfen von Antibiotika-Resistenzen aufge-
legt. 

2.1.8 Globale Einordnung 

Die Sektoren Land- und Forstwirtschaft sowie die 
sonstige Landnutzung (Agriculture, Forestry and 
Other Land Use, AFOLU) sind schätzungsweise für ein 
Viertel der globalen Treibhausgasemissionen verant-
wortlich (IPCC 2014). Die Viehhaltung mit Emissionen 
aus tierischen Verdauungsprozessen und der Be-
handlung von Mist und Gülle hat hieran einen Anteil 
von beinahe zwei Dritteln. Der Anbau von Rohreis 
(paddy-rice) sowie die Verbrennung von Savanne 
haben einen Anteil von 10% bzw. 5% (FAO 2014). 
Diesen negativen Externalitäten der Landwirtschaft 
auf der einen Seite steht ihre zentrale Rolle, die sie 
beim Erreichen global gesetzter Entwicklungsziele 
spielt, gegenüber. Bei den 2015 vereinbarten 
Sustainable Development Goals (SDGs) steht Hun-
gerbekämpfung und Ernährungssicherung an zentra-
ler Stelle (IFPRI 2016). Somit steht Landwirtschaft 
stets im Spannungsfeld zwischen Ertragssteigerungs-
druck und Nachhaltigkeitsanforderungen, um dem 
wachsenden Bedarf nach Nahrungsmitteln gerecht 
werden zu können und gleichzeitig die begrenzten 
natürlichen Ressourcen nicht zu erschöpfen. Insbe-
sondere der zunehmende Fleischkonsum stellt dabei 
eine große Herausforderung dar. Diese weitreichende 
Thematik auch nur ansatzweise zu diskutieren, würde 
den begrenzten Rahmen des Projektes weit überstei-
gen. Es sei jedoch an dieser Stelle ins Bewusstsein 
gerufen, dass unser lokales Verhalten als Konsu-
ment_innen und/oder Produzent_innen von Nah-
rungsmitteln in einer globalisierten Welt einen weit-
reichenden Einfluss hat und es entsprechender politi-
scher Institutionen bedarf, um dem Rechnung zu 
tragen. Dies soll nachfolgend an einem Praxisbeispiel 
verdeutlicht werden: In der Tierernährung spielt ei-
weißhaltiges Kraftfuttermittel eine wichtige Rolle. Da 
der Bedarf an Eiweiß aus heimischer Produktion (Ge-
treide, Grundfutter, Rapskuchen, Leguminosen) allein 
nicht gedeckt werden kann, importiert Deutschland 
jährlich ca. 3 bis 4 Mio. t eiweißhaltiges Sojaschrot 
(BMELV 2012). Der überwiegende Teil der Importe 
stammt aus Südamerika und den USA. Die dortige 
intensive Produktion hat zu Problemen von Monokul-
turen und Landverdrängung geführt. Es ist daher 
grundsätzlich zu begrüßen, dass die Bundesregierung 
im Rahmen der „Eiweißpflanzenstrategie“ nun ver-
sucht, den Anbau heimischer Eiweißpflanzen verstärkt 
zu fördern (BMEL 2016b). Um dem Problem nachhal-
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tig begegnen zu können, erscheint dennoch die Re-
duktion des Prokopf-Fleischkonsums als wohl zielfüh-
rendste Lösung.  

Ein weiterer Aspekt der globalen Verflechtung der 
Landwirtschaft ist ihre Abhängigkeit von knapper 
werdenden Mineralien, insbesondere Phosphor. 
Phosphor ist als lebensnotwendiger Dünger für das 
Pflanzenwachstum unentbehrlich. Die größten Lager-
stätten für Phosphatgestein liegen in Marokko, China, 
Südafrika, Jordanien und den USA (UNEP 2011). Die 
EU ist ohne eigene Vorkommen vollständig von Im-
porten abhängig. Unter dem Schlagwort „Peak Phos-
phor“ ist in den vergangenen Jahren eine Diskussion 
darüber entbrannt, wie weit die Reserven noch rei-
chen. Schätzungen variieren hierbei zwischen dem 
Erreichen des Peaks 2030-2040 und angenomme-
nen Reichweiten von 300 bis 400 Jahren (UNEP 
2011). Unabhängig davon, welche Prognose sich be-
wahrheiten sollte, liegt es auf der Hand, dass ein scho-
nender Umgang mit der endlichen Ressource Phos-
phor geboten ist.  

2.2 Bereitstellung von 
Ökosystemdienstleistungen 

Neben den zuvor genannten negativen Umweltwir-
kungen, die es zu reduzieren gilt, stellt der Landwirt-
schaftssektor etliche Ökosystemdienstleistungen mit 
positiven Auswirkungen auf Mensch, Umwelt und 
Klima bereit. Ökosystemdienstleistungen (auch: Öko-
systemleistungen, engl. ecosystem services) sind defi-
niert als „der Nutzen, den Menschen aus Ökosyste-
men beziehen“ („Ecosystem services are the benefits 
people obtain from ecosystems“, Übersetzung des 
Verfassers, Millennium Ecosystem Assessment (MEA, 
2005, S. v). Die Autor_innen unterscheiden hierbei die 
folgenden vier Kategorien (deutsche Übersetzungen 
nach TEEB 2010): 

 Versorgungsleistungen (provisioning services) 

z. B. Nahrung, Wasser, Holz und Fasern 

 Regulierungsleistungen (regulating services) 
z. B. Regulierung von Klima, Überschwem-
mungen, Krankheiten, Abfall und Wasserquali-
tät 

 Kulturelle Leistungen (cultural services) 

z. B. Erholungswert, ästhetische oder spirituelle 
Nutzenstiftung 

 Unterstützende Leistungen (supporting ser-
vices) 

z. B. Bodenbildung, Photosynthese und Nähr-
stoffkreislauf 

TEEB (2010, S. 9) bezeichnet Ökosystemdienstleis-
tungen als Dividende auf das vorhandene Naturkapi-
tal und weist auf die Notwendigkeit hin, dieses zu 
erhalten.  

Der Landwirtschaft kommt in Bezug auf Ökosys-
temdienstleistungen in verschiedenerlei Hinsicht eine 
besondere Bedeutung zu. Einerseits ist sie existenziell 
von der Verfügbarkeit diverser Ökosystemdienstleis-
tungen zur Erbringung landwirtschaftlicher Produkti-
on, wie beispielsweise fruchtbarem Boden und saube-
rem Wasser, abhängig (Götzl u. a. 2011). Andererseits 
geht landwirtschaftliche Tätigkeit stets einher mit 
einem Eingriff in Ökosysteme, was das Naturkapital 
stärken oder schwächen kann. Entsprechend können 
Landwirt_innen die Bereitstellung von Ökosys-
temdienstleistungen mit entsprechenden Maßnah-
men fördern, z. B. Nichtbewirtschaftung von Acker-
randstreifen oder angepasste Mähzeitpunkte zum 
Vogelschutz. Sie können andererseits diese — insbe-
sondere bei Anwendung intensiver Bewirtschaftung — 
aber auch schädigen, z. B. durch Nitratbelastung in-
folge starker Düngung oder Bodenerosion.  

Eine besondere Herausforderung im Zusammenhang 
mit Ökosystemdienstleistungen ist deren Bewertung. 
Sie gestaltet sich für verschiedene Leistungen der vier 
o.g. Kategorien unterschiedlich schwer und liegt nicht 
zuletzt auch im Auge des Betrachters. Während sich 
für die Bereitstellung von an Märkten gehandelten 
Gütern wie Nahrungsmitteln oder Holz ein monetärer 
Wert verhältnismäßig leicht ermitteln lässt, fällt dies 
für den Erholungswert einer Kulturlandschaft weit 
weniger einfach aus (Naturkapital Deutschland – 
TEEB DE 2016). Diese Thematik wird in Abschnitt 3.5 
weiter vertieft. 

3 Steuerungsmöglichkeiten der 
Agrarpolitik 

3.1 Governance  

Das bestehende Set an Regeln für die Agrarpolitik auf 
EU-Ebene lässt sich als „Multi-level“-Governance 
bezeichnen, welche die Verflechtung der politischen 
Ebenen sowie die wechselseitige Abhängigkeit der 
Handlungsebenen beschreibt. Die gemeinsame Ag-
rarpolitik (GAP, vgl. Abschnitt Fehler! Verweisquelle 
konnte nicht gefunden werden.) bildet zunächst den 
Rahmen. Die zwei wichtigsten Richtlinien der GAP 
(1307/2013 und 1305/2013) regeln die EU-
Agrarzahlungen an die Landwirtschaft in Form von 
Direktzahlungen und dem „Europäischen Landwirt-
schaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen 
Raums“ (kurz ELER). Die Umsetzung der Richtlinien in 
nationales Recht erfolgt zunächst auf Bundesebene, 
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z. B. mit dem Direktzahlungen-Durchführungsgesetz 
(DirektZahlDurchfG), oder für ELER auf Landesebene 
mithilfe der Entwicklungsprogramme für den ländli-
chen Raum (EPLR). Die EPLRs bilden das Programm 
für die Umsetzung der Förderung auf strategischer 
Ebene. Da Agrarstrukturpolitik grundsätzlich Län-
deraufgabe ist, kommt der Gemeinschaftsaufgabe 
Agrarstruktur und Küstenschutz (GAK) hier eine Son-
derstellung zu. Artikel 91a GG ermöglicht die Aus-
nahme für die Bund-Länder-Zusammenarbeit, die im 
GAK-Gesetz (GAKG) geregelt ist. Über die GAK er-
folgt beispielsweise die Zahlung für benachteiligte 
Gebiete.  

3.2 Vergleich der 
Instrumententypen  

Innerhalb der GAP und über sie hinaus stehen dem 
Staat zur Erreichung seiner Ziele verschiedene In-
strumente zur Verfügung, mit denen er Einfluss auf 
das Marktgeschehen und strukturelle Veränderungen 
im Sektor Landwirtschaft nehmen kann. In Anlehnung 
an Stehling (1999) und (Doll u. a. 2013) werden die 
Instrumente im Folgenden vier Kategorien zugeord-
net: ordnungsrechtlich, ökonomisch, planerisch und 
weich. Der Fokus dieses Papiers liegt auf den ökono-
mischen Instrumenten und deren Potenzial für die 
Gestaltung einer umweltfreundlicheren Landwirt-
schaft. Aufgrund der hohen Bedeutung ordnungs-
rechtlicher Instrumente in der Landwirtschaft müssen 
aber stets auch die durch sie gesteckten Rahmenbe-
dingungen berücksichtigt werden. 

Die Landwirtschaft in Deutschland und der Europäi-
schen Union ist stark durch ordnungsrechtliche In-
strumente geprägt. Diese formen die gesetzlichen 
und regulatorischen Rahmenbedingungen, die gewis-
se Handlungen voraussetzen, verbieten oder ander-
weitig reglementieren. Auf europäischer Ebene bei-
spielsweise sind die Beihilfemaßnahmen der GAP an 
bestimmte Verpflichtungen (Cross-Compliance-
Regelung) geknüpft, die unter anderem Grundanfor-
derungen an die Betriebsführung, Standards zur Er-
haltung landwirtschaftlicher Flächen und Regelungen 
zur Erhaltung von Dauergrünland enthalten (BMEL 
2016c). Seit 2015 existieren weitere Voraussetzungen 
im Rahmen des Greening. Dazu gehören Maßnahmen 
zur Anbaudiversifizierung, zum Erhalt von Dauergrün-
land und zur Flächennutzung im Umweltinteresse 
(Landwirtschaftskammer NRW 2016).  
Verschiedene Richtlinien der EU — unter anderem zu 
Emissionshöchstmengen, Nitratbelastung oder Im-
missionsschutz — verpflichten die Mitgliedsstaaten, 
Maßnahmen in den Bereichen zu ergreifen und in 
nationales Recht umzusetzen. So ist beispielsweise die 
Düngeverordnung in Deutschland ein Resultat der 

Nitratrichtlinie von 1991 und regelt im Zusammenspiel 
mit Düngemittelverordnung und Düngegesetz die 
Anwendung, Herstellung und den Vertrieb von Dün-
ger. Ebenfalls von großer Bedeutung für die Landwirt-
schaft sind das Grundgesetz (in Bezug auf Tierwohl) 
sowie das Naturschutzrecht, das unter anderem Re-
gelungen zu Arten- und Gebietsschutz sowie zur 
Landschaftsplanung enthält. Das deutsche Recht 
enthält darüber hinaus Grundsätze für die „Gute fach-
liche Praxis“ (GfP) in Land-, Forst- und Fischereiwirt-
schaft bezüglich des Tier- und Umweltschutzes. 

Ökonomische Instrumente umfassen finanzielle bzw. 
Preisinstrumente wie z. B. Steuern, Abgaben und 
Gebühren. Neben dem fiskalischen Ziel der Generie-
rung von Steuereinnahmen für den Staat haben öko-
nomische Instrumente häufig zum Ziel, eine Len-
kungswirkung zu entfalten. Ökonomische Instrumen-
te können externe Kosten internalisieren und somit 
ein Preissignal an alle Marktakteure senden (siehe 
Abschnitt 3.3). Im Bereich der Landwirtschaft wurden 
viele solcher Instrumente jedoch abgeschwächt. Für 
die Besteuerung von Kraftstoffen, Heizstoffen und 
Strom beispielsweise existieren verschiedene Steuer-
begünstigungen, um landwirtschaftliche Unterneh-
men im internationalen Wettbewerb zu stärken. Hier 
besteht Potenzial, die Instrumente zu stärken oder 
neue Instrumente einzuführen.    
Ebenfalls zu den ökonomischen Instrumenten zählen 
Fördermittel und Subventionen, wie z. B. die Direkt-
beihilfen (erste Säule) und Förderprogramme (zweite 
Säule) der GAP. Je nach Ausgestaltung können solche 
Zahlungen an landwirtschaftliche Unternehmen po-
tenziell umweltschädlich sein; in solchen Fällen bietet 
sich ein Abbau der Subvention an (siehe Abschnitt 
3.53.4 und 3.5). Es können aber förderliche Umwelt-
wirkungen verstärkt und positive Externalitäten ver-
gütet werden (siehe Abschnitt 3.6). Aufgrund des 
hohen Finanzvolumens der Subventionen in der 
Landwirtschaft haben ökonomische Instrumente ein 
hohes Steuerpotenzial. 

Planerische Instrumente sind vor allem Strategien 
und Konzepte (Möckel u. a. 2014). Sie sind prozessbe-
zogen und bewirken vor allem strukturelle, langfristige 
Veränderungen. In der Landwirtschaft sind z. B. die 
Nationale Nachhaltigkeitsstrategie, die Deutsche 
Klimaanpassungsstrategie oder eine mögliche Dün-
ge- bzw. Stickstoffstrategie (Maßnahme KSP-L-01 im 
Maßnahmenkatalog des Dialogprozesses zum Klima-
schutzplan 2050 der Bundesregierung (Wuppertal 
Institut u. a. 2016)) zu nennen.   

Zu weichen Instrumenten zählen in erster Linie In-
formations- und Kommunikationsmaßnahmen, Bil-
dungs- und Beratungsangebote oder auch Innovati-
onsprogramme. Das Wissen und die Einstellung von 
Marktakteuren (Hersteller_innen wie Verbrau-
cher_innen) sollen beeinflusst und so indirekt Einfluss 
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auf deren Handeln genommen werden. Im Rahmen 
der GAP werden solche Maßnahmen gefördert, um 
den Wissenstransfer zwischen Wissenschaft und Pra-
xis zu stärken (Europäische Kommission 2013).  

3.3 Internalisierung externer 
Kosten 

Ökonomische Instrumente können verschiedene 
Umweltprobleme der Landwirtschaft adressieren, 
indem sie Externalitäten bestimmter Handlungen 
oder Prozesse bepreisen bzw. internalisieren und 
somit verursachergerechte Preisanreize für Vermei-
dungsmaßnahmen geben. Im Folgenden werden 
einige der in der Literatur diskutierten Instrumente 
beispielhaft aufgezeigt, ohne an dieser Stelle auf de-
taillierte Ausgestaltungsmöglichkeiten einzugehen 
oder Handlungsempfehlungen auszusprechen. 

3.3.1 Stickstoffüberschussabgabe 

Umweltschädliche Stickstoffüberschüsse werden in 
Deutschland und der EU derzeit vor allem mit ord-
nungsrechtlichen Instrumenten adressiert. Das Dün-
gemittelrecht, das sich in Deutschland aus einer gan-
zen Reihe verschiedener Gesetze zusammensetzt 
(u.a. das Düngegesetz, die Düngemittelverordnung, 
die Klärschlammverordnung und der Bioabfallverord-
nung) soll das Inverkehrbringen und den Einsatz von 
Düngemitteln regulieren (Gawel et al. 2011), So 
schreibt beispielsweise die Düngeverordnung (DüV) 
Stickstoffüberschussgrenzen und Höchstmengen für 
den Einsatz stickstoffhaltiger Düngemittel vor. Trotz-
dem wurde die eigentlich bereits für das Jahr 2010 
anvisierte Reduktion des Stickstoffüberschusses auf 
jährlich max. 80kg/ha bisher nicht erreicht. Zwar ge-
lang, in erster Linie auf Grund der Reduktion der Vieh-
bestände in den neuen Bundesländern nach der Wi-
dervereinigung, eine Verminderung des Überschusses 
von 149kg/ha (1990) auf 84kg/ha (2014), jedoch voll-
zog sich ein Großteil dieses Wandels in den frühen 
1990er-Jahren. In den vergangenen 15 Jahren nahm 
dieser Trend deutlich ab. Das Ziel die Stickstoffüber-
schüsse bis zum Jahr 2030 auf unter 70kg/ha (Bun-
desregierung 2016) zu reduzieren, rückt in weite Fer-
ne . Gründe für die Ineffizienz der ordnungsrechtli-
chen Regelungen sind laut Gawel u. a. (2011) :  

 fortbestehender oder ansteigender Wettbe-
werbsdruck in der Landwirtschaft, welcher zu 
stetigen Ertragssteigerungen, Rationalisierun-
gen und Spezialisierungen zwingt  

 teilweise bestehende Abstimmungsdefizite 
zwischen Düngemittelrecht und sonstigem 
Umweltrecht 

 bestehende Kontrolldefizite hinsichtlich der 
ordnungsrechtlichen Anforderungen an den 
Einsatz von Düngemitteln 

 Speicherwirkung von Böden und Grundwas-
serkörpern 

 steigende Attraktivität der Massentierhaltung 
für die Fleischerzeugung auf Basis von be-
triebsexternen Futtermitteln 

Ziel 

Aus diesen Gründen müssen neue Maßnahmen er-
griffen werden, um die Stickstoffüberschüsse deutlich 
zu mindern. Eine Stickstoffüberschussabgabe könnte 
die bisherigen ordnungsrechtlichen Maßnahmen 
sinnvoll ergänzen. Der Sachverständigenrat für Um-
weltfragen hält den Reduktionsbedarf für so hoch, 
dass er die Einführung einer Stickstoffüberschussab-
gabe schon seit vielen Jahren fordert (Sachverständi-
genrat für Umweltfragen 1985, 2004, 2008, 2015). 

Als Ergänzung zum ordnungsrechtlichen Rahmen 
kann eine solche Abgabe einen monetären Anreiz 
zum kosteneffizienten Düngeeinsatz darstellen. Ge-
mäß dem Verursacherprinzip würden die externen 
Kosten der übermäßigen Düngung beim Betrieb an-
fallen bzw. internalisiert. Die gebotene Reduzierung 
der Überschüsse würde also auch finanziell attraktiv. 
Zudem würde eine Stickstoffüberschussabgabe An-
reize setzen ackerbaulichen Betrieben Geld für die 
Abnahme von Gülleüberschüssen zu zahlen. So kann 
eine bessere Verteilung des Wirtschaftsdüngers zwi-
schen Regionen mit intensiver Viehwirtschaft und von 
Ackerwirtschaft dominierten Regionen angestrebt 
werden (Möckel 2017). Auch würde sie sich in ihrer 
Wirkung indirekt auf den zu hohen Fleischkonsum 
durch die Verteuerung von Fleisch auswirken (Gawel 
u. a. 2011). 

Voraussetzung: Stoffstrombilanz  

Zum 1. Januar 2018 trat die Stoffstrombilanzverord-
nung in Kraft. Sie verpflichtet Betriebe, die bestimm-
ten Kriterien 3 entsprechen, eine Bilanz über Nähr-

 
 
3  (1) Betriebe mit mehr als 50 Großvieheinheiten oder 

mit mehr als 30 ha landwirtschaftlicher Nutzfläche, 

bei einer Tierbesatzdichte von mehr als 2,5 Großvie-

heinheiten je Hektar; (2)Viehhaltende Betriebe, die 

die in Nummer 1 festgestellten Schwellenwerte un-

terschreiten, wenn dem Betrieb im jeweiligen Be-

zugsjahr außerhalb des Betriebs anfallender Wirt-

schaftsdünger zugeführt wird; 

(3) Betriebe, die eine Biogasanlage unterhalten und 

mit einem viehhaltenden Betrieb nach Nummer 1 

oder 2 in einem funktionalen Zusammenhang ste-

hen, wenn dem Betrieb im jeweiligen Bezugsjahr 

Wirtschaftsdünger aus diesem Betrieb oder sonst 

außerhalb des Betriebs anfallender Wirtschaftsdün-
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stoffzufuhr und Nährstoffabgaben zu erstellen (BMEL 
2018b). Bei kleinen Betrieben liegen die Kosten für die 
Erstellung einer Stoffstrombilanz häufig über der zu 
erwartenden Abgabelast. Es ist daher sinnvoll, bei der 
Implementierung einer Stickstoffüberschussabgabe 
eine Ausnahmeregelung festzulegen, die kleine Be-
triebe auch weiterhin von der Erstellung einer Stoff-
strombilanz und somit von der Entrichtung einer 
Stickstoffüberschussabgabe befreit (Möckel 2017). 

Kritiker_innen bemängeln, dass die Stoffstrombilanz 
mit einem erheblichen bürokratischen Aufwand für 
die Landwirt_innen einhergeht. Jedoch gibt es bereits 
heute eine Reihe kostenloser EDV-Programme und 
seit kurzem auch Smartphone Applikationen, die 
Landwirt_innen die Erstellung der Bilanz vereinfachen 
und in Zukunft sicherlich noch weiter erleichtern wer-
den4.  

Durchführung 

Die Abgabe kann auf unterschiedlichen Bezugsebe-
nen erhoben werden, wie dem einzelnen Betrieb 
(Stoffstrombilanz), einer bestimmten Fläche (Flä-
chenbilanz) oder einem Schlag. Am praktikabelsten 
erscheint die Anwendung der Hoftorbilanz, bei der 
anhand der Stoffstrombilanz gegenübergestellt wird, 
wieviel Stickstoff innerhalb eines Betriebes  zugeführt 
wurde (durch Düngemittel, Futtermittel, Saatgut, 
Nutztiere und Leguminosen) und wieviel Stickstoff 
abgegeben wurde (durch die Weitergabe oder den 
Verkauf von Wirtschaftsdünger, Futtermittel, Saatgut 
und Nutztieren). Die Differenz der Stickstoffzu- und –
abfuhr stellt den Stickstoffüberschuss dar. Dieser kann 
nun mit einer Abgabe, entweder statisch pro Tonne 
oder dynamisch pro Tonne/Hektar belegt werden. 
Letzteres würde eine Staffelung ermöglichen, bei der 
niedrige Überschüsse, die eine weniger negative Aus-
wirkung auf die Umwelt haben, mit einer geringeren 
Abgabe belegt werden als hohe Überschüsse (Möckel 
2017). Bei Bedarf könnten auch weitere kritische Stof-
fe (z.B. im Kontext der Phosphordüngung) aufge-
nommen werden. Verschiedene Ausgestaltungsopti-
onen sowie deren Vor- und Nachteile werden unter 
anderem auch in Gawel et al.. (2011) diskutiert. 

Kontrollmechanismen 

Ein Grund für die Verstöße gegen Düngerecht sind 
derzeit die fehlenden flächendeckenden Kontrollen. 

 
 

ger zugeführt wird. Die Grenze wird ab 2023 auf 20 

ha oder mehr als 50 Großvieheinheiten herabgesetzt 

(BMEL, 2018) 
4  So stellt zum Beispiel die Bayrische Landesanstalt für 

Landwirtschaft auf ihrer Homepage kostenlose Pro-

gramme zu Verfügung, im Google Play Store finden 

sich in der Suche derzeit sechs Apps, die Landwirten 

bei der Düngeplanung u.ä. helfen.  

Eine Stickstoffüberschussabgabe würde die Anzahl 
der zu kontrollierenden Betriebe reduzieren, da kleine 
Betriebe, die von der Stoffstrombilanz befreit sind, 
und Betriebe ohne Viehzucht, die keinen Wirtschafts-
dünger von anderen Höfen beziehen, nicht mit einbe-
zogen werden müssten.  

Recht 

Rechtlich ist eine Stickstoffüberschussabgabe mit den 
richtigen Argumenten mit Bundes- und EU-Recht 
vereinbar. Jedoch müssen bei der Berechnung der 
Höhe der Abgabe bestimmte Bedingungen erfüllt 
werden: So muss der Grundsatz der Verhältnismäßig-
keit beachtet werden. Die Abgabe darf keine „erdros-
selnde Wirkung“ haben, d.h. sie darf nicht so hoch sein, 
dass damit der schon vorhandene Rückgang der 
landwirtschaftlichen Betriebe/Flächen wesentlich 
beschleunigt wird (Möckel 2017, S.47)). Auch eine 
gezielte Abschöpfung der GAP-Mittel durch die Ab-
gabe wäre verboten (Möckel 2017). Davon abgesehen 
ist eine Stickstoffüberschussabgabe mit der Gemein-
samen Agrarpolitik der Europäischen Union vereinbar. 
Umweltschutzmaßnahmen rücken auch in der GAP 
seit einigen Jahren verstärkt in den Fokus.  

Deutschland hat sich in mehreren internationalen 
Abkommen zum Schutz von Meeren, Binnengewäs-
sern, Klima, Biodiversität und Böden verpflichtet, 
kommt diesen Verträgen im Fall von Stickstoffeinträ-
gen aus der Landwirtschaft jedoch bisher nur unzu-
reichend nach (Möckel 2017). Daher ist es auch in 
diesem Kontext sinnvoll, die bisherigen Maßnahmen 
zur Stickstoffreduktion durch ökonomische Instru-
mente zu ergänzen und so Strafen, z.B. durch die Eu-
ropäische Union, zu vermeiden. 

Globale Einordnung 

Eine Stickstoffüberschussabgabe wurde beispielswei-
se in den Niederlanden bis ins Jahr 2006 eingesetzt 
(FÖS 2013a). Einen Überblick internationaler Beispie-
le für Steuern und Abgaben auf Düngemittel oder 
Stickstoffüberschüsse geben unter anderem Wege-
ner und Theuvsen (2010). 

3.3.1 Mineraldüngerabgabe 

Anders als die Stickstoffüberschussabgabe setzt eine 
Mineraldüngerabgabe, nicht an den auf den landwirt-
schaschaftlichen Betrieben entstehenden Stickstoff-
überschüssen, sondern an dem Produktionsfaktor 
nicht stickstoffhaltige Düngemittel. Dies würde den 
Stickstoffeintrag in die Böden verringern und zudem 
den Futtermittelpreis verteuern und somit indirekt 
den Preis für Fleisch erhöhen.  

Der Vorteil dieser Abgabe liegt darin, dass sich die 
Bemessungsgrundlage entlang der Intensität des 
Wirkstoffes im Dünger orientieren würde. Somit wären 
übermäßige Schäden durch zu hohe Konzentrationen, 
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auch mittels Phosphor und Kali, vermeidbar. Die Ab-
gabe kann als Festbetrag oder prozentual auf den 
Verkaufspreis beim Düngemittelhersteller oder -
verkäufer aufgeschlagen werden (Gawel u. a. 2011). 
Positiver Effekt der Abgabe wäre die direkte Redukti-
on des Stickstoffeintrages bei geringem Verwaltungs-
aufwand. Die Gefahr besteht jedoch, dass bei der 
Verteuerung inländischen Futtermittels vermehrt auf 
importierte Ware zurückgegriffen wird. 

Ein Nachteil von sowohl der Stickstoffüberschussab-
gabe als auch der Mineraldüngersteuer besteht darin,  
dass sie sich lediglich auf die 8,1 Mio. Tonnen (2017) in 
Deutschland produziertes Fleisch (Statistisches Bun-
desamt 2018d) beziehen und nicht die 2,8 Mio. Ton-
nen importiertes Fleisch (Verband der Fleischwirt-
schaft e.V. 2018) adressieren, die ebenfalls mit negati-
ven Umweltfolgen einhergehen. Alternativ zu einer 
Stickstoffüberschussabgabe ist theoretisch auch ein 
Zertifikatsystem für Düngemitteleinsatz denkbar 
(UBA 2013). 

3.3.2 Futtermittelabgabe 

Ein anderes Steuerinstrument, das eine gewünschte 
ökologische Lenkungswirkung erzielen könnte, wäre 
die Futtermittelabgabe. Sie besteuert den Import 
von Sojaschrot als Futtermittel aus anderen Ländern. 
Die Bemessungsgrundlage ist das Gewicht des So-
jaimports, der sich mit der Abgabe verteuert und eine 
indirekte Wirkung auf den Preis von Fleischerzeugnis-
sen veranlasst.  

Die Abgabe würde als Fest- oder Prozentbetrag auf 
den Verkaufspreis aufgeschlagen und direkt bei den 
Futtermittelherstellern mit geringen Verwaltungskos-
ten erhoben werden. Es würde ein ökonomischer 
Anreiz für Landwirt_innen geschaffen werden auf 
lokale und eigenangebaute Futtermittel zurückzu-
greifen. Indirekt würden sich hauptsächlich Geflügel- 
und Schweinefleisch verteuern, da Soja vor allem in 
diesen Mastbetrieben verfüttert wird (FÖS 2013a). Die 
Abgabe zielt somit auf mehrere ökologische Folgen 
als nur die Stickstoffausbringung ab. 

3.3.3 Pflanzenschutzmittelabgabe 

Verschiedene umweltpolitische Ziele auf Bundes- und 
EU-Ebene in den Bereichen Pflanzen-, Anwen-
der_innen-, Verbraucher_innen- und Naturschutz 
adressieren den Einsatz von Pflanzenschutzmitteln. 
So verlangen etwa die Pestizidrahmen-Richtlinie 
2009/128 und die EU-Wasserrahmen-Richtlinie 
2000/60, den Einsatz von Pestiziden zu reduzieren 
sowie den Eintrag in die Umwelt zu minimieren und 
Nutzer_innen an den gesellschaftlichen Kosten zu 
beteiligen. Die nach europäischem Recht verbindli-
chen Grundsätze für integrierten Pflanzenschutz 
fordern zudem seit 2014, dass Pestizide nur bei feh-

lenden Alternativen und fachlicher Notwendigkeit 
eingesetzt werden dürfen (Möckel u. a. 2015). 

Trotz dieses verschärften ordnungsrechtlichen Rah-
mens steigt der Inlandsabsatz von Pestiziden in 
Deutschland in der Tendenz seit vielen Jahren. Ge-
genüber 2005 ist der Inlandsabsatz an Wirkstoffen 
von 35.494 t um rund 32 % auf 46.921t in 2016 gestie-
gen (BVL 2015; BVL 2017). Darüber hinaus ist ein un-
sachgemäßer und/oder übermäßiger Einsatz von 
Pflanzenschutzmitteln mit entsprechenden Umwelt-
wirkungen zu beobachten (Gawel u. a. 2011).  

Die zuvor (2.1.4) beschriebenen Schäden fallen jedoch 
nicht bei den Verursacher_innen an, sondern werden 
von den Geschädigten getragen. Der Einsatz von 
Pestiziden und Pflanzenschutzmitteln ist mit Folge-
kosten aufgrund von Umwelt- und Gesundheitsschä-
den verbunden. Die Kosten fallen jedoch nicht bei den 
Verursacher_innen an, sondern werden von den Ge-
schädigten getragen. Die mangelnde Internalisierung 
dieser Kosten ist ein Grund für den übermäßigen Ein-
satz. 

Eine Abgabe oder Steuer auf den Einsatz von Pestizi-
den und Pflanzenschutzmitteln kann zur verursacher-
gerechten Internalisierung der Kosten beitragen, den 
Einsatz generell vermindern und eine Substituierung 
zu weniger schädlichen Mitteln und Verfahren beför-
dern siehe z. B. (Finger u. a. 2017; Gawel u. a. 2011).. 
Zum einen schafft sie einen finanziellen Anreiz, die 
Mittel effizienter einzusetzen. Zum anderen würde sie 
— je nach Ausgestaltung — den nachfrageseitigen 
Innovationsdruck für die Entwicklung weniger schäd-
licher Produkte stärken. In unterschiedlichen Varian-
ten existieren Pestizidsteuern z. B. in Dänemark, 
Frankreich, Norwegen und Schweden. Eine Analyse 
der verschiedenen Ansätze liefern u.a. (Böcker/Finger 
2016; Möckel u. a. 2015). Bereits bestehende Instru-
mente können eine Orientierung bei der Ausgestal-
tung geben, sollten aber nationalen Gegebenheiten 
angepasst werden. Die Einführung einer eine wir-
kungs- und risikobezogene Steuer, das die gesund-
heits- und umweltschädlichen Risiken der Mittel be-
rücksichtigt, wurde für Deutschland bereits an ver-
schiedenen Stellen empfohlen (siehe z. B. (Gawel u. a. 
2011), (Möckel u. a. 2015) und Sachverständigenrat für 
Umweltfragen 2016). Insgesamt ist zu beachten, dass 
die Nachfrageelastizität nach Pestiziden meist niedrig 
ist, um den Pestizidverbrauch zu verringern muss die 
Steuer entsprechend hoch sein. Mit einer entspre-
chend höheren Besteuerung schädlicherer Mittel 
kann eine Substitution zu weniger schädlichen Mitteln 
angereizt werden (Böcker/Finger 2016). 

Ausgestaltungsoptionen 

Für die Ausgestaltung einer Pestizidbesteuerung ist 
entscheidend, dass die Steuer einen möglichst großen 
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Teil der externen Kosten abbildet. Das Umweltrisiko 
ist in erster Linie abhängig von der Schädlichkeit und 
Intensität des eingesetzten Wirkstoffes, weniger von 
der eingesetzten Menge. Ähnlich, wie z. B. in Däne-
mark sollte sich eine Steuer daher an einem Indikator 
der Schädlichkeit bemessen.  

Eine risikobasierte Steuer würde schädlichere Mittel 
stärker verteuern und den Einsatz weniger intensiver 
Mittel fördern. Eine allein mengenbasierte Ausgestal-
tung hätte voraussichtlich negative, unbeabsichtigte 
Folgen. Unter anderem weil die Pestizidmenge mit 
dem Einsatz besonders aggressiver Mittel reduziert 
werden kann.  

Die Folge wäre ein reduzierter, aber qualitativ schädli-
cherer Pestizideinsatz. Aufgrund der geringen Nach-
frageelastizität von Pestiziden wäre eine hohe Be-
steuerung für besonders toxikologische Pestizide 
essentiell, um die Nachfrage zu verringern (Finger u. a. 
2017). 

Gemäß Möckel u. a. (2015) wäre ein Hektar-
Basispreis von 20 Euro für die maximale zulässige 
Aufwandmenge je Pflanzenschutzmittel pro Hektar 
und Jahr effizient, um den erwünschten ökonomi-
schen Anreiz zur Reduktion zu erreichen.  

Die Aufwandmenge spiegelt hierbei die unterschiedli-
chen Wirkungshöhen der Pflanzenschutzmittel und 
somit deren Gefahr für die Umwelt am genausten 
wider. Die Erweiterung des Basispreises erfolgt gemäß 
dem Vorschlag durch einen humantoxikologischen 
Faktor, der sich anhand der im Pflanzenschutzmittel 
enthaltenen Wirkstoffe errechnet und angemessen 
die Risikohöhe des Pestizideinsatzes für die betroffe-
nen Gruppen widergibt.  

Hinzu kommt ein Zusatzrisikofaktor für Pflanzen-
schutzmittel, die auf EU-Ebene als substituierbar 
gekennzeichnet sind (Faktor 1,5) und Pflanzen-
schutzmittel, die in Häusern und Kleingärten verwen-
det werden (Faktor 4), da beide Gruppen ein erhöhtes 
Risiko auf Umwelt und Gesundheit darstellen. 

Um die richtige Lenkungswirkung zu erreichen, sollte 
die Abgabe bei inländischen Hersteller_innen und 
Importeur_innen erhoben und auf den Verkaufspreis 
aufgeschlagen werden. Das dadurch erzielte Preissig-
nal veranlasst, dass Anbauprodukte, bei deren Erzeu-
gung ein merklich hoher Pestizideinsatz erfolgt, teurer 
werden. Hierbei kann als direkte Wirkung eine mögli-
che Binnensubstitution zu weniger risikobehafteten 
Mitteln entstehen.  

Direkt kann bewirkt werden, dass Pflanzenschutzmit-
tel in übermäßiger Verwendung eingedämmt und nur 
bei ökonomischer Erforderlichkeit verwendet werden. 
Laut den Berechnungen würde die Abgabe Pflanzen-
schutzmittel, die nur einen geringen Anteil der Pro-
duktionskosten in der Landwirtschaft ausmachen, 

durchschnittlich um 40 % pro Hektar erhöhen (Mö-
ckel u. a. 2015). 

Laut Möckel u. a. (2015) ist eine verschlechterte 
Wettbewerbsfähigkeit der von der Steuer betroffenen 
Landwirt_innen nicht zu erwarten und für diese nach 
einer Abschätzung der gesamten Gewinnwirkung 
auch im internationalen Wettbewerb stützfähig.  

Bei der Pestizidsteuer soll nicht eine Steuer auf den 
konventionellen Landbau erhoben werden, sondern 
eine Besteuerung aller Pflanzenschutzmittel, sowohl 
im ökologischen Landbau als auch auf Kleinflächen 
oder kommunalen Freiflächen gesetzt werden, deren 
primäres Ziel es ist eine verursachergerechte Kosten-
anhaftung zu erzielen (siehe (Gawel 2017).  

Gegenüber ordnungsrechtlichen Instrumenten hat 
eine Pestizidsteuer o.ä. entscheidende Vorteile bzw. 
könnte diese sinnvoll ergänzen. Aufgrund der Vielzahl 
an Betrieben in Landwirtschaft, Gartenbau und Forst-
wirtschaft ist die Einhaltung von Vorgaben und Geset-
zen kaum zu kontrollieren. Laut Möckel u. a. (2015)lag 
die Kontrollquote im Jahr 2013 bei 1,8 %. Ein finanziel-
ler Anreiz hingegen bringt die Ziele der Gesellschaft 
(Minimierung der Umweltrisiken) mit den Zielen der 
Landwirt_innen (Maximierung des Profits) weiter in 
Einklang. Die geringen Transaktionskosten, die mit 
einer Pestizidsteuer einhergehen, ermöglichen eine 
effiziente Verwendung der Steuererlöse (Finger u. a. 
2017). Die potentiellen Einnahmen aus der Abgabe 
würden in Deutschland laut Möckel et al. (2015) auf ca. 
eine Milliarde Euro geschätzt (Möckel u. a. 2015). Die 
Mittelverwendung sollte die Internalisierung der ex-
ternen Effekte des Pestizideinsatzes verbessern und 
Hebeleffekte in Bezug auf die Risikoreduzierung des 
Pestizideinsatzes veranlassen sowie den notwendigen 
Einsatz weiter reduzieren. 

3.3.4 Handel mit Wasserqualitätsrechten 

Die Idee des Zertifikathandels, wie sie z. B. mit dem 
Europäischen Emissionshandel umgesetzt wurde, ist 
theoretisch auch auf andere Externalitäten übertrag-
bar. Der Handel mit Wasserqualitätsrechten wurde 
beispielsweise in Australien, Kanada, Neuseeland und 
den USA eingesetzt (Shortle 2013). Das System bietet 
eine Möglichkeit der flexiblen Mengenregulierung 
und aktiviert Vermeidungsmaßnahmen auf Seite der 
Verursacher_innen (Sachverständigenrat für Umwelt-
fragen 2008).Leitlinien für verschiedene Handelssys-
teme von Wasserqualitätsrechten hat die United 
States Environmental Protection Agency (2007) in 
einem Handbuch  

 erarbeitet. Auch Details zur Ausgestaltung und Um-
setzung einiger aktiver Handelssysteme sind darin 
enthalten. Ein häufiges Problem des Handels mit 
Wasserqualitätsrechten sind häufig Unsicherheiten 
bezüglich der Emissionsquellen und -mengen sowie 



Neue Impulse für die Agrarwirtschaft  •  Seite 20 von 36 

Forum Ökologisch-Soziale Marktwirtschaft e.V.  •  Green Budget Germany 
 

der Effektivität von Vermeidungsmaßnahmen, die 
berücksichtigt werden müssen (Biswas u. a. 2014).  

In Deutschland wird der Handel mit Wasserqualitäts-
rechten, trotz des Beitrags im Umweltgutachten 2008 
(Sachverständigenrat für Umweltfragen 2008), als 
mögliches Instrument in der Diskussion noch wenig 
berücksichtigt. 

3.3.5 Weitere ökonomische Instrumente 

Neben den bereits erwähnten Instrumenten existieren 
weitere Steuern, Abgaben etc., die auch im Bereich 
Landwirtschaft anfallen und Einfluss auf dessen Um-
weltwirkung haben können. So sind beispielsweise die 
Grundsteuer sowie die häufig diskutierten Fett- und 
Zuckersteuern prioritär den Themenfeldern Fläche 
bzw. Gesundheit zuzuordnen. Sie werden im Rahmen 
dieses Papiers daher nicht betrachtet. 

3.4 Subventionen 

 Die Landwirtschaft ist weltweit einer der am stärksten 
subventionierten Wirtschaftsbereiche. Alleine die 
Länder der Organisation für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit und Entwicklung OECD brachten in den 
Jahren 2013 bis 2015 gemeinsam jährlich 469 Mrd. 
Euro an Agrarsubventionen auf (OECD 2016). Im 
Folgenden wird kurz auf die in Deutschland wirkenden 
Subventionen eingegangen. Der zu Grunde liegende 
Subventionsbegriff umfasst dabei sowohl budgetwirk-
same Subventionen, als auch nicht direkt budgetwirk-
same Subventionen 5  (siehe Fehler! Verweisquelle 
konnte nicht gefunden werden.). Besondere Bedeu-
tung hat die Gemeinsame Agrarpolitik der EU, die 
durch zwei Säulen maßgeblich die Finanzierungsin-
strumente für den Agrarsektor in Deutschland (und 
allen weiteren Mitgliedsstaaten) organisiert. Daneben 
existieren Subventionen auf nationaler Ebene, z. B. 
verschiedene Steuervergünstigungen/-befreiungen 
beispielsweise für Agrardiesel, Heizstoffe und 
Stromsteuerbegünstigung, Spitzenausgleich bei der 
Ökosteuer für das produzierende Gewerbe, Steu-
erentlastung für energieintensive Prozesse (z. B. Dün-
gemittelherstellung), Kfz-Steuerbefreiung für land-
wirtschaftliche Fahrzeuge sowie das Exportförderpro-
gramm.  

 
 
5  Eine tiefergehende Diskussion über mögliche Sub-

ventionsbegriffe ist bspw. in (Bär u. a. 2011; Sachver-

ständigenrat für Umweltfragen 2012; Steenblik 2007; 

Valsecchi u. a. 2009; Withana u. a. 2012)zu finden. 

3.4.1 Gemeinsame Agrarpolitik der EU 
(GAP) 

Die gemeinsame Agrarpolitik geht zurück auf die 1957 
beschlossenen Römischen Verträge. Ziel war es, Ver-
sorgungssicherheit durch eine gemeinsame Landwirt-
schaftspolitik der sechs Gründungsmitglieder der 
Europäischen Gemeinschaft zu erreichen. Dazu sollte 
die Produktivität der europäischen Landwirtschaft 
gesteigert werden. Dies geschah von Beginn haupt-
sächlich durch Subventionen. Das aktuelle Volumen 
der GAP beträgt für den Zeitraum 2014 bis 2020 gut 
408 Mrd. Euro (Massot 2016) und macht mit 38 % den 
größten Posten des Finanzrahmens der Europäischen 
Union aus (BMF o.J.). 

Die GAP wurde mehrfach reformiert und basiert der-
zeit auf zwei Säulen: Die erste Säule umfasst Direkt-
zahlungen an landwirtschaftliche Betriebe, während 
die zweite die Entwicklung des ländlichen Raumes 
zum Ziel hat. 

Erste Säule: Direktzahlungen  

Durch den Europäischen Garantiefonds für die Land-
wirtschaft (EGFL) werden hauptsächlich Direktzah-
lungen an landwirtschaftliche Betriebe finanziert 
(BMF o.J.). Durch die staatliche Förderung werden 
verschiedene Ziele verfolgt. Sie trägt dazu bei die 
gesellschaftlichen Leistungen der Landwirt_innen, wie 
z.B. den Erhalt der Kulturlandschaften zu vergüten 
und zu sichern. Zudem stellen die Förderungen einen 
Ausgleich für die in Europa geltenden Tier-, Verbrau-
cher- und Umweltstandards dar. Diese Standards, 
welche oft höher sind als im nicht-europäischen Aus-
land verteuern zum Teil die Produktion und können 
unter Umständen als Wettbewerbsnachteil auf dem 
Weltmarkt wirken. Außerdem trägt die staatliche 
Förderung zur Einkommensstabilisierung und Ein-
kommenssicherung bei der Landwirt_innen bei, da sie 
die Effekte extremer Preissschwankungen von Agrar-
produkten mildert (BMEL 2015a).  

Die Zahlungen waren lange Zeit an die Produktions-
leistung eines Betriebes gekoppelt. Seit 2003 sind  sie 
zum einen flächenbezogen ausgestaltet. Die Höhe 
bemisst sich dabei nach einer regional einheitlichen 
Flächenprämie, unabhängig von der landwirtschaftli-
chen Nutzung. Zum anderen müssen gewisse Aufla-
gen („cross compliance“) im Bereich Umweltschutz, 
Lebensmittelsicherheit, Tier- und Pflanzengesundheit 
und Tierschutz erfüllt werden und Flächen „in gutem 
landwirtschaftlichen und ökologischen Zustand“ er-
halten werden (EU Rat 2009; UBA 2014f).  
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Tabelle 5: Übersicht über verschiedene Subventionsbegriffe 

Quelle: eigene Darstellung nach (UBA 2014f), BMF (2015), FÖS (2012); *nur fossile Energieträger  

 

 

 

 

 

 

Typ der Subvention Subventionsbegriff 

 BMF UBA FÖS OECD* IEA* IWF* 

Budgetwirksame 
Subventionen 

Finanzhilfen 
(zweckgebunde

ne Zuschüsse, 
Schuldendienst

hilfen, 
Darlehen) 

X X X X X X 

Steuervergünsti
gungen 

X X X X X X 

in Anspruch 
genommene 
Bürgschaften 

und Garantien 

 X X X X X 

Nicht direkt 
budgetwirksame 

Subventionen 

nicht in 
Anspruch 

genommene 
Bürgschaften 

und Garantien 

 X X X X X 

gezielte 
Begünstigunge

n im Rahmen 
staatlicher 

Regulierung 
 

 X X X X X 

die staatliche 
Beschaffung 

oder 
Bereitstellung 

von Gütern, 
Leistungen und 

Rechten zu 
Preisen, die 

nicht den 
Marktpreisen 
entsprechen 

 X X X X X 

Nicht-
Internalisierung 

von 
Externalitäten 

    X X 
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2015 wurde der Erhalt von 30 % der Direktzahlungen 
in eine Greening-Prämie umgewandelt. Bestandteile 
des Greenings sind gemäß (BMEL 2015b): 

 Erhalt von Dauergrünlandflächen (wie Wiesen 
und Weiden); 

 verstärkte Anbaudiversifizierung (größere 
Vielfalt bei der Auswahl der angebauten Feld-
früchte);  

 Bereitstellung sogenannter „ökologischer 
Vorrangflächen“ auf Ackerland. 

72% der landwirtschaftlichen Fläche auf EU-Ebene 
und 36% der Landwirte in der EU sind von mind. einer 
Greeningmaßnahme betroffen (Papenroth 2017). 
Ausnahmeregelungen bestehen unter anderem für 
kleinere Betriebe (bis 10 bzw. bis 20 Hektar Fläche 
(„de minimis-Regelungen“)) (BMEL 2015c). Zudem 
werden die ersten 30 bzw. 46 Hektar eines Betriebes 
stärker gefördert. Aktuell werden die Gestaltungs-
möglichkeiten im Greening hinsichtlich der Wirkun-
gen auf Umwelt- und Naturschutz von den den Mit-
gliedsstaaten nicht optimal genutzt.  So stellt etwa die 
Anbaudiversifizierung keine ausreichend hohen An-
forderungen. Zudem sind 25% der Ackerfläche in der 
EU von der Auflage zur Anbaudiversifizierung ausge-
nommen und es fehlen Managementauflagen für 
Grünland. Außerdem werden ökologische Vorrangflä-
chen 6  (ÖVF) vorwiegend (73%) produktiv genutzt 
sowie gedüngt. Dennoch sind Ansätze vorhanden, die 
auch in Deutschland umgesetzt werden könnten. 
Dazu zählem beispielsweise die Kopplung von Zah-
lungen an Umwelt- und Naturschonende Produkti-
onsweisen und/oder die Enschränkung (Verbot) des 
Einsatzes von Düngemitteln auf ÖVF (Papenroth 
2017).  In den Jahren von 2014 bis 2020 sind für die 
deutsche Landwirtschaft EU-Fördermittel in Höhe 
von 4,85 Mrd. Euro jährlich (insgesamt knapp 34 
Mrd. Euro) vorgesehen. Auch fleischerzeugende Be-
triebe werden durch Direktzahlungen gefördert. In-
klusive der Milchfabriken summiert sich der Anteil auf 
nahezu 75 % (Niebert, K. 2016).  Landwirt_innen erhal-

 
 
6  Greening: Ökologische Vorrangflächen  

„Landwirtschaftliche Betriebe müssen grundsätzlich 

zunächst fünf Prozent ihrer Ackerflächen als ökologi-

sche Vorrangflächen bereitstellen. Diese Flächen 

müssen im Umweltinteresse genutzt werden (z.B. 

zum Erhalt von Hecken oder als Pufferstreifen zu 

Gewässern). Eine landwirtschaftlich produktive Nut-

zung bleibt unter bestimmten Bedingungen aber zu-

lässig. Dazu gehört zum Beispiel der Anbau von Ei-

weißpflanzen, die den Stickstoff im Boden binden, 

oder der Anbau von Zwischenfrüchten. Bei den öko-

logischen Vorrangflächen wird den Landwirten ein 

hohes Maß an Flexibilität bei der Auswahl geeigneter 

Elemente gewährt“ (BMEL 2015b).  

ten eine Flächenprämie für den Futtermittelanbau 
und fleischerzeugende Betriebe beziehen Direktzah-
lungen aus der ersten Säule.  

Der Großteil der Subventionen für die Fleischherstel-
lung konzentriert sich auf die Betriebsprämien. Um 
eine zielführende Lenkungswirkung zu erreichen, 
wäre eine Umschichtung der finanziellen Mittel von 
der ersten in die zweite Säule sinnvoll, beispielsweise 
um die ökologische Viehhaltung zu fördern. Sie verur-
sacht durch geringeren Gülle- und Stickstoffeintrag 
weniger negative Folgen für die Umwelt (IÖW 2004). 
Generell können 15 % der Mittel zwischen den Säulen 
umgeschichtet werden. Neben einer Umschichtung 
zwischen den zwei Säulen bestehen im Hinblick auf 
die zweite Säule finanzielle Gestaltungsspielräume 
durch eine Übertragung von finanziellen Mitteln, die 
durch eine Kappung frei werden und eine Ko-
Finanzierung der Maßnahmen durch die Mitglieds-
staaten. Zudem ist es möglich im Rahmen gekoppelte 
Zahlungen 8 bis 13 % des nationalen Finanzrahmens 
der ersten Säule zur Aufrechterhaltung nachhaltiger 
Sektoren zu verwenden; in Deutschland wird die Mög-
lichkeit der gekoppelten Zahlungen nicht genutzt 
(Papenroth 2017).  

(Thomas/Kasseler Institut für ländliche Entwicklung 
e.V. 2016) schlägt den Umbau der ersten Säule zu 
einem Sicherheitsnetz für Betriebe vor. Er plädiert für 
eine aktive Agrarstrurkturpolitik durch Preis-Kosten-
Ausgleichszahlungen bei Marktstörungen. Die Zah-
lungen, welche Teil des Direktzahlungssystems seien, 
würden eingeführt, wenn das Verhältnis zwischen 
Erzeugungskosten und Erzeugerpreisen im Missver-
hältnis stehe, Staatliche Transferleistungen im Bereich 
Agrarstrukturpolitik gäbe es nur dann, wenn wirklich 
Existenzen bedroht seien. Dafür würden zunächst in 
Äquivalenz zum Milch Marker Index Produktionskos-
ten von Betrieben errechnet werden. Anschließend 
erfolge eine zusätzliche Berechnung „Einkom-
mensansatz abzüglich X Prozent“. Würden die Preise 
unter diese Marge sinken, gäbe es staatliche Aus-
gleichszahlungen. Entscheidend sei die Höhe dies es 
„X“. Wie hoch dieses „X“ ist, würde das Ergebnis einer 
politischen Debatte sein. Da die Kosten nur einen 
Durchschnittswert der jeweiligen Betriebstypen ab-
bildeten, bestehe für die einzelnen Betriebe weiterhin 
der Anreiz, kostengünstig zu wirtschaften. Zudem 
hätten, wenn erst bei einer Unterschreitung von Minus 
X % unter Vergleichseinkommen Transferleistungen 
gezahlt würden, alle Betriebe ein Interesse daran, dass 
vorher durch aktives Agieren auf den Märkten ein 
akzeptables Preisniveau erzielt werden würde.   

Beckmann (Deutscher Verband für Landschaftspflege 
2017) schlägt das Prinzip der Gemeinwohlprämie als 
neuer Ansatz zur Bewertung und Vergütung öffentli-
cher Leistungen durch landwirtschaftliche Betriebe im 
Rahmen der GAP vor. Der Ansatz des Instruments sei, 
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nicht marktfähigen Gütern einen Preis zu geben uum 
sie so in den Entscheidungsprozess des Landwirtes 
miteinfügen zu können. Das erstellte Konzept beruhe 
auf Erfahrungen und bereits festgestellten Effekten 
auf die Biodiversität. Es sei von 170 Landwirtschafts-
pflegeverbänden entwickelt worden. Das Landesmi-
nisterium in Schleswig-Holstein habe die Methode 
ausprobiert. Das System habe dort gut funktioniert 
und kürzlich habe das Bundesministerium für Umwelt, 
Bau und Reaktorschutz Interesse daran signalisiert, 
ebenso sei man in Brüssel darauf aufmerksam gewor-
den. Die zentrale Fragestellung sei, wie man die Situa-
tion vor Ort verbessern könne und welche Effekte der 
Ansatz, vor allem auf regionaler Ebene, habe. Die 
freiwillige Bereitstellung öffentlicher Güter finde in 
einem zusätzlichen Bereich statt, sei es konventionelle 
oder biologische Landwirtschaft. Der Mitteleinsatz 
solle sich stärker an regionsspezifischen Ansätzen 
orientieren und auf eine betriebliche Ebene kommen. 
Die Methode sei transparent, effizient sowie zielorien-
tiert und das Modul baue auf einem Sammelantrag 
auf. Die Bewertung der Leistung der Landwirt_innen 
erfolge auf der Erfassung von Umweltleistungen in 
Bezug auf Biodiversität, Wasserschutz und Klima-
schutz durch 22 verschiedene Parameter in den Be-
reichen Nutzungstypen, Landschaftselemente, Acker-
land, Grünland und Nährstoff-Bilanzen. Die Gesamt-
zahl der Punkte ergebe sich aus den Einzelpunkten 
pro Service geteilt durch die Fläche in Relation zu der 
Landnutzung. Das Konzept würde fachliche Ziele auf 
Punkte herunterbrechen, die bei Haushaltverhand-
lungen berücksichtigt werden könnten. Die Gesamt-
punktzahl multipliziert mit einem gewissen Betrag pro 
Punkt multipliziert mit der Landnutzung insgesamt 
ergäbe schließlich die Gemeinwohlprämie in Euro pro 
Betrieb. Den Landwirt_innen würde zusätzlich ein 
Prämien-Kalkulator bereitgestellt werden. Für die 
Landwirt_innen fände zudem ein Wandel von Subven-
tionsempfänger_innen zu Entscheidungsträger_innen 
und Produzent_innen von öffentlichen Gütern statt. 
Dadurch ergäbe sich ein deutlicher Imagegewinn in 
der Gesellschaft. Zu erwarten seien eine Verbesse-
rung der Wirkung von „grünen“ Maßnahmen, eine 
exakte Berücksichtigung örtlicher Gegebenheiten, 
eine fachgerechte Bewertung öffentlicher Güter so-
wie eine intrinsiche Motivation der Landwirt_innen für 
Umweltdienstleistungen. 

Benning und Reichert (Germanwatch, 2016) schlagen 
vor die Höhe der Agrarsubventionen anhand der Ein-
haltung von Ökoverdordnungen der Betriebe zu staf-
feln. Sie sehen eine Kennzeichnung von Betrieben 
gemäß deren Produktionsmethoden nach Vorbild der 
Eiercodierung vor. So könnten ihrer Meinung nach 
öffentliche Gelder sinnvoll gestaffelt und die Landwir-
te finanziert werden, die auf der nächst höheren Stufe 
produzieren wollen. Die Autoren verfolgen mit diesem 
Ansatz das Ziel langfristig den Biolandbau auszuwei-

ten, da dies ihrer Ansicht nach zur Verringerung der 
Klima- und Nitratbelastung führen würde (Benning 
u. a. 2016). 

Zweite Säule: Entwicklung des ländlichen 
Raumes  

Die zweite Säule der GAP umfasst Maßnahmen zur 
Entwicklung des ländlichen Raumes. Anders als bei 
Zahlungen aus der der ersten Säule ist hier eine natio-
nale Kofinanzierung erforderlich. Der „Europäische 
Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländli-
chen Raums“ (ELER) soll Maßnahmen finanzieren, die 
die Wettbewerbsfähigkeit der Land-, Forst- und Er-
nährungswirtschaft fördern und die nachhaltige Be-
wirtschaftung der natürlichen Ressourcen und den 
Klimaschutz sowie die ausgewogene räumliche Ent-
wicklung der ländlichen Wirtschaft und der ländlichen 
Regionen gewährleisten. In Deutschland sollen laut 
BMEL 21 % der Fördermittel in Agrarumwelt- und 
Klimaschutzmaßnahmen fließen, 11 % in den Ökoland-
bau. Des Weiteren werden u.a. Hochwasser- und 
Küstenschutz, Investitionen und Ausgleichszahlungen 
mit ELER-Mitteln finanziert (BMEL 2015d). 

Die ELER-Mittel (zweite Säule) belaufen sich im Zeit-
raum 2014 bis 2020 auf insgesamt 9,4 Mrd. Euro (rund 
1,34 Mrd. Euro jährlich). Hinzu kommen 7,4 Mrd. Euro 
(rund 1,06 Mrd. Euro jährlich) aus zusätzlichen natio-
nalen Mitteln und der Kofinanzierung von Bund und 
Ländern. Auch über die Förderung umweltfreundli-
cherer Produkte in der zweiten Säule könnte die An-
zahl nachhaltiger und ökologischer Lebensmittel 
gesteigert werden und ein größeres Angebot an unter 
anderem fleischlosen Produkten für den Verbraucher 
bereitgestellt werden (Sachverständigenrat für Um-
weltfragen 2012). 

Laut dem Deutschen Bauernverband (2017c) hat die 
steigende Komplexität der Anforderungen in den 
letzten Jahren zu einer nachlassenden Motivation 
potentieller Teilnehmer_innen geführt, Förderung aus 
dem ELER zu beantragen. Da die Umsetzung der 
ELER Maßnahmen oft mit hohen Verwaltungs- und 
Kostenanforderungen an Behörden7 einhergeht ist es 
geboten die ELER-Umsetzung in der nächsten För-
derperiode zu vereinfachen. So sollte bei den Kontrol-
len eine Konzentration auf Schlüsselkriterien erfolgen, 
die übrigen Anforderungen hingegen müssten selte-
ner kontrolliert werden. 

 
 
7  Laut dem Rechnungshof Baden-Württemberg 

(2015) stehen die Kosten für die von der EU gefor-

derten Kontrollen im Missverhältnis zu den dabei ge-

fundenen Fehlern. Während insgesamt nur 0,6 Pro-

zent der Auszahlungen zu korrigieren waren, betru-

gen die Verwaltungskosten für die Kontrollen das 

Zwanzig-fache.  
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3.4.2 Steuerprivilegien 

Steuerbegünstigung Agrardiesel  

Zur Sicherung der Wettbewerbsfähigkeit deutscher 
Unternehmen in den Bereichen Land- und Forstwirt-
schaft erhalten diese eine Teilrückerstattung der 
Energiesteuer auf Dieselkraftstoffe. Die Entlastung 
beträgt 21,48 Cent je Liter. Beim bestehenden Regel-
steuersatz von 47,04 Cent je Liter wird die faktisch 
errichte Steuer auf 26,56 Cent je Liter reduziert. Das 
Subventionsvolumen beträgt laut Subventionsbe-
richt jährlich rund 450 Mio. Euro (BMF 2017). Sei-
tens der Bundesregierung wird diese Begünstigung 
mit der „Sicherung der Wettbewerbsfähigkeit der 
deutschen land- und forstwirtschaftlichen Betriebe“ 
begründet (Bundesregierung 2015b). Da die Subven-
tion als Beihilfe zu bewerten ist, muss die Regelung 
von der EU-Kommission gewährt werden. Die derzei-
tige beihilferechtliche Genehmigung gilt bis Ende 
2016 (BMEL 2013b).  

Die Regelung verringert die ökologische Lenkungs-
wirkung der Steuer und senkt die Anreize zur Energie-
effizienz. Darüber hinaus stellt der Steuervorteil des 
Diesels einen erheblichen Wettbewerbsnachteil für 
alternative Kraftstoffe und Antriebstechnologien dar. 

Energiesteuerbegünstigung Heizstoffe und 
Stromsteuerbegünstigung 

Land- und forstwirtschaftliche Unternehmen sowie 
Unternehmen des produzierenden Gewerbes erhal-
ten eine Steuerbegünstigung für die Verwendung von 
Heizöl, Erdgas und Flüssiggas als Heizstoff sowie für 
Strom. Die Höhe der Entlastung beträgt 25 % des 
Regelsteuersatzes des entsprechenden Heizstoffes 
bzw. des Stromsteuersatzes (StromStG). 

Als energieintensiver Prozess profitiert die Düngemit-
telherstellung von weiteren Vergünstigungen.  

Kfz-Steuerbefreiung landwirtschaftlicher 
Fahrzeuge 

Zur Förderung der Land- und Forstwirtschaft sind 
landwirtschaftliche Fahrzeuge von der Kraftfahrzeug-
steuer befreit. Ursprüngliches Ziel der Subvention war 
laut Subventionsbericht der Bundesregierung die 
verbesserte Motorisierung und Rationalisierung der 
Land- und Forstwirtschaft. Das Ziel wird als erreicht 
eingeschätzt. Die Maßnahme wird laut offizieller Be-
gründung jedoch fortgeführt, um das erreichte Niveau 
aufrechtzuerhalten (BMF 2015). 

3.4.3 Exportförderprogramm 

Über die Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernäh-
rung werden Bemühungen der deutschen Agrar- und 

Ernährungswirtschaft unterstützt, neue Auslands-
märkte zu erschließen. Bis zu 50 % der Kosten können 
hierfür erstattet werden (BMEL 2014). 

3.4.4 Exportsubventionen 

Im Rahmen der zehnten Ministerkonferenz der Welt-
handelsorganisation (WTO) wurde das Ende der Ex-
portsubventionen für Agrarprodukte bis zum Ende 
des Jahre 2018 beschlossen (WTO 2015). In Deutsch-
land und der EU wurden diese faktisch schon 2013 
abgeschafft. Historisch gesehen hatten dieses be-
achtliche Volumen — 1993 wurden 10 Mrd. Euro in der 
damaligen EU-12 ausgeschüttet (BMEL 2016d). Ex-
portsubventionen verzerren Marktpreise und stehen 
damit einem funktionierenden Freihandel entgegen. 
Insbesondere von Entwicklungsorganisationen wur-
den diese kritisiert. 

3.4.5 Ermäßigte Mehrwertsteuersätze 

Für land- und forstwirtschaftliche Erzeugnisse gilt in 
Deutschland ein ermäßigter Mehrwertsteuersatz von 
7 % statt 19 % (Sachverständigenrat für Umweltfragen 
2012). Die steuerliche Subventionierung wird in der 
Regel mit der Sicherung des Grundbedarfs begrün-
det. Bei vielen Produkten, insbesondere bei tierischen 
Produkten wie Fleisch und Milch, ist der Konsum aber 
mit negativen Umweltwirkungen verbunden (Über-
blick: Tabelle 4). Die Förderungswürdigkeit sollte also 
im Einzelfall geprüft und bewertet werden. Das FÖS 
(2013) schätzt beispielsweise die Mindereinnahmen 
aufgrund des ermäßigten Steuersatzes auf Fleisch auf 
rund 2,5 Mrd. Euro pro Jahr. Das fördert den Konsum 
und die damit einhergehenden Umweltschäden. Vor 
allem Rindfleisch würde sich aufgrund seines höheren 
Preises in absoluten Zahlen deutlich verteuern. Der 
Abbau der Subvention käme bei gleichbleibendem 
Nettobetrag einer Preiserhöhung von 11,2 % gleich. Er 
setzt daher ein direkt wirksames Preissignal für Ver-
braucher_innen. Da die Preiselastizität der Nachfrage, 
also die Nachfragereaktion der Konsumierenden für 
Fleisch mit dem Faktor 1 relativ elastisch ist, also die 
Nachfrage stark auf den Preis reagiert, wäre insgesamt 
eine Reduktion des Fleischkonsums um 6 bis 8 % zu 
erwarten (FÖS 2013a). Vor allem der geringe Verwal-
tungsaufwand der Mehrwertsteuerangleichung und 
die direkte Lenkungswirkung sprechen für die Umset-
zung dieses Instrumentes auf europäischer und natio-
naler Ebene.  

Nachteilig ist hier zu werten, dass der Preisanstieg von 
günstigem Fleisch aus konventioneller Produktion in 
Euro geringer wäre als der von teurem unter biologi-
schen Bedingungen produziertem Fleisch, dessen 
negative Auswirkungen auf die Umwelt deutlich ge-
ringer sind, bzw. bei dessen Produktion bereits Maß-
nahmen ergriffen wurden, um die negativen Folgen 
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(teilweise) zu kompensieren. Außerdem würden bei 
einer Erhöhung der Mehrwertsteuer nicht die 4,1 Mio. 
Tonnen Fleisch (Stand 2017) adressiert, die jährlich 
exportiert werden (Verband der Fleischwirtschaft e.V. 
2018), da auf Ausfuhren keine Mehr-/Umsatzsteuer 
erhoben wird. 

Wie bereits angedeutet, müssen bei der Ausgestal-
tung der Mehrwertsteuer sozialpolitische Aspekte 
(Sicherung des Grundbedarfs) berücksichtigt werden. 
Auch eine gleichmäßige umsatzsteuerliche Behand-
lung landwirtschaftlicher Erzeugnisse muss gewähr-
leistet werden, um einen fairen Wettbewerb zu er-
möglichen. Bemerkenswert ist diesbezüglich, dass 
häufig vegetarische und vegane Produkte (z. B. Ha-
fermilch) mit dem vollen Mehrwertsteuersatz von 19 % 
besteuert und im Kostenwettbewerb somit schlechter 
gestellt werden.  

3.5 Abbau umweltschädlicher 
Subventionen  

Umweltschädliche Subventionen verstoßen gegen 
das Prinzip der Verursachergerechtigkeit und stören 
das korrekte Funktionieren der Marktwirtschaft. Zum 
einen begünstigt die nicht verursachergerechte An-
lastung der Kosten einen übermäßigen Konsum, zum 
anderen wird der Wettbewerb zulasten umwelt-
freundlicher Technologien und Techniken verzerrt. 
Dies hat eine doppelte Belastung der Gesellschaft zur 
Folge. Die Subventionen müssen einerseits finanziert 
werden und andererseits werden die Folgekosten der 
Umweltschäden auf die Allgemeinheit übertragen. 
Der Abbau umweltschädlicher Subventionen würde 
also eine doppelte Entlastung darstellen. Nicht zuletzt 
sind umweltschädliche Subventionen Teil einer schi-
zophrenen Politik. Die Bemühungen, Klima- und Um-
weltziele zu erreichen, werden gleichzeitig durch 
teure Steuergeschenke untergraben. 

Der Abbau bzw. eine Reformierung umweltschädli-
cher Subventionen stellt einen gewichtigen Hebel der 
Umweltpolitik für den Sektor Landwirtschaft dar. Alle 
der in Kapitel 3.4 genannten Subventionen sind ent-
weder als umweltschädlich zu bewerten oder enthal-
ten Elemente, die potentiell umweltschädliches Ver-
halten begünstigen. Bei Energie- und Stromsteuerbe-
günstigung sowie der Befreiung von der Kfz-Steuer ist 
der umweltschädliche Charakter offensichtlich. Eine 
Bewertung der Direktzahlungen und ELER-
Maßnahmen der zwei Säulen der GAP hingegen ist 
pauschal nicht möglich. Einzelne Bestandteile und 
Ausgestaltungsmerkmale sind vor umweltpolitischen 
Gesichtspunkten aber in jedem Fall zu kritisieren.  

Abbau umweltschädlicher Subventionen meint hier 
nicht zwangsweise eine Reduktion des Subventions-

volumens insgesamt. Auch eine umweltschonendere 
Ausgestaltung ist in einigen Fällen denkbar. Es bleibt 
an dieser Stelle also offen, ob das Subventionsvolu-
men insgesamt größer, kleiner oder gleich bleiben 
sollte. Es ist durchaus denkbar, dass für gewünschte 
Veränderungen zukünftig mehr finanzielle Mittel 
nötig werden. Klar ist, dass die Subventionierung des 
Sektors an dessen Umweltwirkungen und Zielvorga-
ben angepasst werden müssen. 

3.6 Förderung positiver 
Externalitäten 

In Abschnitt 2.2 wurde einführend erläutert, dass 
landwirtschaftliche Betriebe sowohl als Konsumenten 
als auch als Produzenten von Ökosystemdienstleis-
tungen auftreten. Der Fokus soll im Folgenden auf der 
Bereitstellung solcher Umweltgüter liegen. Es wird auf 
Marktversagen bei der Preisbildung ebenso einge-
gangen wie auf verschiedene Bepreisungsansätze, 
welche dieses Problem zu lösen versuchen.  

Umweltgüter stellen in der Regel öffentliche Güter 
dar (Koester 2016.). Als solche sind sie gekennzeich-
net durch  Nicht-Ausschließbarkeit vom und Nicht-
Rivalität im Konsum (ebd.). Dies sei an folgendem 
Beispiel verdeutlicht: Ein Bienenvolk, das seinen Le-
bensraum im Blühstreifen als Teil einer landwirtschaft-
lich genutzten Fläche hat, bestäubt nicht exklusiv die 
Pflanzen des Landwirts. Weiterhin verbraucht sich das 
Bienenvolk nicht dadurch, dass mehrere Marktakteure 
von ihm profitieren, der Konsum eines Marktakteurs 
schränkt den eines anderen also nicht ein (Koester 
2016).8 Das Beispiel verdeutlicht, dass eine wesentli-
che Voraussetzung für eine faire Bepreisung nach den 
Marktmechanismen von Angebot und Nachfrage hier 
nicht erfüllt ist: Knappheit. Sofern Nachfrager das Gut 
also uneingeschränkt konsumieren können, werden 
sie ihre wahre Zahlungsbereitschaft nicht offenbaren. 
Die individuelle private Nachfragefunktion jedes 
Marktakteurs liefert somit keinen Preis, der die positi-
ve Externalität der landwirtschaftlichen Tätigkeit (Be-
reitstellung des Umweltgutes) mit einpreist.  

Dem beschriebenen Marktversagen wird in der aktu-
ellen Agrarpolitik durch staatliches Eingreifen begeg-
net, indem staatliche Institutionen als Anbieter dieser 
öffentlichen Güter auftreten. Das wichtigste Instru-
ment ist hierbei im Rahmen der gemeinsamen EU-
Agrarpolitik der Europäische Landwirtschaftsfonds für 
die Entwicklung des ländlichen Raums (ELER). Ein 
wesentlicher Schwerpunkt der Politik der sogenann-

 
 
8  Auf die Auswirkungen des Einsatzes von Insektiziden 

im Rahmen landwirtschaftlicher Tätigkeit auf Nutzin-

sekten wie Bienen sei an dieser Stelle hingewiesen. 
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ten zweiten Säule ist die Förderung von Agrarumwelt- 
und Klimaschutzmaßnahmen (AUKM). In der Präam-
bel der Richtlinie 1305/2013 (EU) heißt es hierzu: 

„(22) Die Zahlungen für Agrarumwelt- und Klima-
schutzmaßnahmen sollten weiterhin eine herausra-
gende Rolle bei der Förderung der nachhaltigen Ent-
wicklung des ländlichen Raums und bei der Befriedi-
gung der steigenden gesellschaftlichen Nachfrage 
nach Umweltdienstleistungen spielen.“ (Europäische 
Union 2013, S. 491) 

Im Rahmen der AUKM werden gemeinschaftlich von 
EU, Bund und Ländern finanzierte Programme auf 
Landesebene ausgestaltet, an denen Landwirt_innen 
teilnehmen können. Gefördert werden freiwillige 
Maßnahmen des Umwelt-, Klima- oder Tierschutzes, 
die Landwirt_innen über das erforderliche Maß hinaus 
anbieten (Art. 28 RL 1305/2013 (EU)). Es gilt das so-
genannte „Provider-Gets-Principle“, d.h. es erfolgt die 
Vergütung des Bereitstellers der Ökosystemleistung 
(Europäische Kommission 2016b).  

Die Bereitstellung der öffentlichen Güter durch den 
Staat löst die Frage nach ihrer fairen Bepreisung noch 
nicht. Die Frage, in welcher Höhe Landwirt_innen für 
ihr umweltfreundliches Verhalten honoriert werden 
sollen und ob die Zahlung dieses tatsächlich anreizt 
und nicht Anreize für Mitnahmeeffekte bildet, wird im 
Zusammenhang mit Agrarumweltmaßnahmen wie-
derholt diskutiert. So weist die OECD (2010) auf das 
Problem von adverse selection (es nehmen bevorzugt 
Landwirte und Landwirtinnen an den Programmen teil, 
die die geforderten Kriterien ohnehin erfüllen) und 
moral hazard (Umsetzung der geforderten Kriterien 
nicht immer eindeutig kontrollierbar) infolge von In-
formationsasymmetrien zwischen Landwirt_in und 
Staat hin, welches die Ausgestaltung kosten-
effizienter Agrar-Umweltpolitiken erschwert.  

Eine Möglichkeit, dem Problem der Informations-
asymmetrie zu begegnen, stellen Auktionen dar. Hier-
bei bieten, vereinfacht dargestellt, Landwirt_innen auf 
eine begrenzte Menge an Agrarumwelt- und Klima-
maßnahmen. Die entstehende Konkurrenzsituation 
kann die Offenlegungsbereitschaft der wahren „com-
pliance costs“ der teilnehmenden Landwirt_innen 
fördern (OECD 2010). In der wissenschaftlichen Lite-
ratur finden sich verschiedene Untersuchungen, die 
die Effektivität und Effizienz von Auktionsmechanis-
men in diesem Kontext belegen (Breustedt u. a. 2008; 
Daniele u. a. 2015; Latacz-Lohmann/Schilizzi 2005). 
Als Praxisbeispiele lassen sich das Conservation Re-
serve Program (CRP)9 der United States Department 

 
 
9  Detaillierte Informationen sind hier verfügbar: 

www.fsa.usda.gov/programs-and-

services/conservation-programs/conservation-

reserve-program/index  

of Agriculture Farm Service Agency (FSA) oder der 
Australische Bush Tender10 nennen. Die Einführung 
eines solchen Ausschreibungsbasierten Modells ginge 
mit einer erhöhten Komplexität einher. Latacz-
Lohmann/Schilizzi (2005) weisen in diesem Zusam-
menhang auf das Problem steigender Transaktions-
kosten hin. 

4 Ausblick 

Die Leistungen der Landwirtschaft gehen mit viel-
schichtigen positiven und negativen Umweltauswir-
kungen einher. Einerseits stellt die Landwirtschaft 
Ökosystemleistungen bereit und erbringt wichtige 
und teils zwingend notwendige Leistungen für 
Mensch, Umwelt und Klima. Andererseits bean-
sprucht und verbraucht sie für diese Zwecke Naturka-
pital — mit negativen Folgen für Klima, Luft, Wasser, 
Boden, Biodiversität und letztendlich auch den Men-
schen.  

Mit Bezug auf die Umweltschäden ist festzustellen, 
dass Deutschland viele nationale und europäische 
Zielvorgaben in diesen Bereichen regelmäßig verfehlt. 
Die vor allem ordnungsrechtlich geprägten Rahmen-
bedingungen sind offensichtlich nicht ausreichend. 
Gleichzeitig stimmen aber auch die preislichen Rah-
menbedingungen häufig nicht, um die richtigen finan-
ziellen Anreize zur Zielerreichung zu geben. Hier wird 
die Agrarpolitik weitestgehend von Subventionen 
bestimmt, die den Kostenwettbewerb teilweise zu-
gunsten umweltintensiver Produktionsweisen verzer-
ren.  

Großes Potential hat daher die Internalisierung land-
wirtschaftlicher Externalitäten. Sowohl die negativen 
als auch die positiven externen Effekte sind unzu-
reichend in den Preisen landwirtschaftlicher Produkte 
abgebildet. Hier existiert viel Handlungsspielraum für 
die Politik mit ökonomischen Instrumenten oder dem 
Abbau umweltschädlicher Subventionen die preisli-
chen Rahmenbedingungen zu korrigieren und Markt-
versagen aufgrund von Externalitäten zu beheben. 
Negative Umweltschäden müssen verursacherge-
recht angelastet und positive Ökosystemdienstleis-
tungen angemessen honoriert werden.  

Neben der Einführung weiterer intelligent ausgestal-
teter umweltökonomsicher Instrumente, bleiben die 
Subvention im Rahmen der GAP wichtige Stell-
schrauben. Die Ausrichtung der GAP hin zu mehr 
Nachhaltigkeit in der Landwirtschaft sollte daher eine 
hohe Priorität zukommen. 

 
 
10  Detaillierte Informationen sind hier verfügbar: 

www.environment.gov.au/biodiversity/conservation/

tender-and-auctions-conservation-payments 

http://www.fsa.usda.gov/programs-and-services/conservation-programs/conservation-reserve-program/index
http://www.fsa.usda.gov/programs-and-services/conservation-programs/conservation-reserve-program/index
http://www.fsa.usda.gov/programs-and-services/conservation-programs/conservation-reserve-program/index
http://www.environment.gov.au/biodiversity/conservation/tender-and-auctions-conservation-payments
http://www.environment.gov.au/biodiversity/conservation/tender-and-auctions-conservation-payments
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